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  KRIEG/026: Brandsatz Nahost - falsches Spiel ... (Ulla Jelpke)


  



  Civaka Azad - Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit e.V.


  Pressemitteilung, Ulla Jelpke, MdB, Innenpolitische Sprecherin Fraktion DIE LINKE., 10.08.2014


  Nicht US-Luftangriffe sondern die Guerilla retten zehntausende Menschenleben


  



  "US-Luftangriffe auf die in Städten und Dörfern verschanzten Djihadisten im Nordirak gefährden nur die Zivilbevölkerung. Effektiven Widerstand gegen die Terrorbanden leisten dagegen kurdische Milizen - insbesondere die Guerilla der Arbeiterpartei Kurdistans PKK", erklärt die innenpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE. Ulla Jelpke, die sich derzeit im kurdischen Selbstverwaltungsgebiet Rojava im Nordosten Syriens an der Grenze zum Irak befindet. Jelpke weiter:


  "'Gott und die PKK haben uns gerettet', das haben mir Flüchtlinge immer wieder gesagt. Die Guerilla der PKK und mit ihnen verbündete Milizen aus Rojava haben einen Fluchtkorridor von den Sengal-Bergen bis zur syrischen Grenze freigekämpft. So konnten in den letzten Tagen zehntausende Menschen, insbesondere Angehörige der jesidischen Religionsgemeinschaft, den Schlächtern des Islamischen Staates entkommen. Diese Flüchtlinge brauchen jetzt dringend humanitäre Unterstützung. Denn aufgrund eines Embargos der Türkei gegen die kurdische Selbstverwaltungsregion in Syrien fehlt es hier an Nahrungsmitteln und Medikamenten.


  Während die PKK, die heute eine Überlebensgarantie für viele Jesiden und Christen im Nordirak ist, auf Terrorlisten von EU und USA geführt wird, können die mörderischen Gotteskrieger des IS weiterhin vom Territorium des NATO-Staates Türkei aus gegen Syrien operieren. Sollten die US-Regierung und ihre Verbündeten den IS ernsthaft bekämpfen wollen, dann müssten sie in erster Linie die über die Türkei und die Golfstaaten laufende Unterstützung für die Djihadisten verhindern."


  *


  Quelle:

  Civaka Azad - Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit e.V.

  Bornheimer Landstraße 48, 60316 Frankfurt

  Telefon: 069/84772084

  E-Mail: info@civaka-azad.org

  Internet: www.civaka-azad.org
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  KRIEG/025: Brandsatz Nahost - kollaterale Irrtümer ... (Civaka Azad e.V.)


  



  Civaka Azad - Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit e.V.


  Pressemitteilung, 10.08.2014


  Mindestens zehntausend Menschen fliehen vor IS nach Rojava - Humanitäre Hilfe notwendig


  



  Seit der Einnahme der êzidischen Stadt Sengal (Sindschar) am 3. August durch die Organisation "Islamischer Staat" befinden sich weiterhin mehr als hunderttausend Menschen auf der Flucht. Ein Teil der Flüchtlinge ist nach Rojava gelangt. Über einen sicheren Korridor, der durch die Kämpferinnen und Kämpfer der YPG (Volksverteidigungseinheiten; aus Rojava/Nordsyrien) und der HPG (Volksverteidigungskräfte, bewaffnete Guerillakräfte der PKK) gesichert wird, konnten mehr als 10.000 Menschen von den Sengalbergen, auf die sie vor der IS geflüchtet waren, in die Stadt Derik in Rojava Zuflucht finden. Dort leben sie derzeit in dem Newroz-Flüchtlingscamp.


  Allerdings leiden die Menschen auch dort an Lebensmittelknappheit. Der Kanton Cizîre, in welchem sich das Flüchtlingscamp bei Derik befindet, ist selbst einem wirtschaftlichem Embargo ausgesetzt, sodass es an der Lebensmittel- und Gesundheitsversorgung nicht nur für die Flüchtlinge aus Südkurdistan/Nordirak sondern für die gesamte Bevölkerung des Kantons mangelt. Der Vorsitzende der Übergangsregierung des Kanton Cizîre Ekrem Hiso ruft aufgrund der erschwerten Versorgungslage die UN dringend zu humanitärer Hilfe auf. Hiso erklärt auch, dass die UN bislang auf keinen Aufruf zu humanitärer Hilfe reagiert habe und fährt wie folgt fort: "Als Bevölkerung und Regierung tun wir alles in unserer Hand stehende für die Flüchtlinge. Um sie vor den Angriffen des IS zu schützen, sind unsere YPG Kräfte kämpfend bis nach Sengal durchgedrungen und haben dort einen sicheren Korridor für die Menschen errichtet. Allerdings können wir mit unseren begrenzten Mitteln unseren Geschwistern aus Sengal nicht im ausreichenden Ausmaß Hilfe leisten. Aus diesem Grund rufen wir die UN erneut dringend zur Hilfe auf."


  Derzeit befindet sich die Bundestagsabgeordnete Ulla Jelpke in der Region, um sich ein Bild über die Lage der Menschen in Südkurdistan/Nordirak und Rojava zu machen.


  Im Folgenden leiten wir Ihnen die Pressemitteilung von Frau Jelpke zu der Situation der Menschen im Newroz Flüchtlingscamp bei Derik weiter.


  

  Zehntausende Flüchtlinge in Rojava brauchen sofort humanitäre Hilfe


  09.08.2014


  

  "Zehntausend Menschen campieren hier in der Stadt Derik in einem provisorischen Flüchtlingslager und es kommen ständig neue dazu. Sie brauchen sofort humanitäre Unterstützung durch das Ausland. Denn aufgrund des Embargos der Türkei gegen die kurdische Selbstverwaltungsregion fehlt es hier an allem, an Zelten, Nahrungsmitteln und Medikamenten", erklärt die Bundestagsabgeordnete der LINKEN, Ulla Jelpke aus der Stadt Derik im kurdischen Selbstverwaltungsgebiet Rojava im Nordosten Syriens. Die Abgeordnete befindet sich zurzeit auf einer Rundreise durch die kurdischen Gebiete der Türkei, Syriens und des Irak, um sich mit eigenen Augen ein Bild von der Lage zu machen. Jelpke weiter:


  "Der einzig sichere Fluchtkorridor aus den Sengal-Bergen, in denen sich zehntausende ezidische Flüchtlinge vor den djihadistischen Mörderbanden verbergen, führt nach Rojava. Flüchtlinge berichteten mir, dass Guerillakämpfer der Arbeiterpartei Kurdistans und Volksverteidigungseinheiten aus Rojava sie auf ihrem Weg zur Grenze geschützt hätten. Ich fordere das Flüchtlingshilfswerk der Vereinten Nationen auf, sofort in Rojava tätig zu werden. Die selber permanent von den IS-Banden angegriffene Selbstverwaltungsregion Rojava darf bei der Rettung der Flüchtlinge nicht alleine gelassen werden."


  *


  Quelle:

  Civaka Azad - Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit e.V.

  Bornheimer Landstraße 48, 60316 Frankfurt

  Telefon: 069/84772084

  E-Mail: info@civaka-azad.org

  Internet: www.civaka-azad.org
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  KRIEG/024: Brandsatz Nahost - jede Hilfe willkommen ... (DBK)


  



  Pressemitteilungen der Deutschen Bischofskonferenz vom 08.08.2014


  Terror und Vertreibungen im Irak


  Katholische Kirche ruft zu Solidarität mit religiösen Minderheiten und Ausweitung der humanitären Hilfe auf


  



  Angesichts der immer brutaleren Angriffe auf Andersgläubige im Irak ruft die katholische Kirche in Deutschland zur Ausweitung der humanitären Hilfe auf. Mit Nachdruck verurteilte der Vorsitzende der Kommission Weltkirche der Deutschen Bischofskonferenz, Erzbischof Dr. Ludwig Schick (Bamberg), die jüngsten Übergriffe der islamistischen Terrorgruppe "Islamischer Staat" (IS) auf die Minderheit der Yeziden im Norden des Irak. Die IS-Dschihadisten stellen andersgläubige Minderheiten vor die Wahl, ihre Heimat zu verlassen, sofort zum Islam überzutreten oder bedrohen sie mit dem Tod. Auch die christliche Minderheit sowie gemäßigte Sunniten und Schiiten sind von diesen Entwicklungen betroffen. "Die Verfolgung von Zivilisten aufgrund ihrer Religion oder Volkszugehörigkeit ist ein klarer Verstoß gegen die Menschenrechte und ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit", sagte Erzbischof Schick. Er forderte die internationale Gemeinschaft, insbesondere auch die Bundesregierung und die Europäische Union auf, Druck auf Länder auszuüben, die den IS und andere terroristische Gruppen mit Waffen und Geld unterstützen. "Die Menschen im Nahen Osten brauchen jetzt mehr denn je unsere Solidarität und unser Gebet über Religionsgrenzen hinweg", so Erzbischof Schick. Insbesondere die Arbeit von Caritas international müsse hier unterstützt werden. "Wir setzen uns für die Christen im Irak und in Syrien exemplarisch, aber nicht exklusiv ein. Unsere Solidarität gilt allen Menschen", sagte Erzbischof Schick. Er würdigte den dramatischen Appell von Papst Franziskus, der gestern die inte rnationale Staatengemeinschaft aufgerufen hatte, das "humanitäre Drama" im Nordirak zu beenden und die Erreichbarkeit von überlebensnotwendiger Hilfe sicherzustellen.


  Von den erneuten Angriffen im Norden des Irak sind auch die Hilfseinrichtungen der katholischen Kirche betroffen. Der IS nahm zuletzt mehrere Standorte ein, in denen sich wichtige Nothilfe- und Sozialzentren der Caritas befinden. "Die meisten Menschen, vor allem Angehörige religiöser Minderheiten wie zum Beispiel Christen oder Yeziden, sind aus den betroffenen Orten geflohen", berichtet Dr. Oliver Müller, Leiter von Caritas international, dem Hilfswerk des Deutschen Caritasverbandes. "Gleichzeitig hat sich unsere Arbeit massiv erschwert. In einigen unserer Zentren ist Hilfe, wenn überhaupt, nur noch unter Lebensgefahr möglich", so Müller.


  Trotz der jüngsten Angriffe hat Caritas international die Unterstützung der Flüchtlinge aus den durch IS besetzten Gebieten weiter ausbauen können. Die lokalen Einrichtungen versorgen Flüchtlinge aller Glaubensrichtungen mit Medikamenten, Lebensmitteln, Trinkwasser, Hygieneartikeln, Matratzen und Decken. "Wir helfen nun vor allem in den autonomen kurdischen Gebieten sowie in anderen Regionen des Landes, die vor dem Terror der Milizen sicher sind. Angesichts der dramatisch anwachsenden Flüchtlingsströme können wir jedoch bei weitem nicht genug tun. Wir brauchen eine massive Ausweitung der humanitären Hilfe im Nordirak", so Oliver Müller.


  

  Die Deutsche Bischofskonferenz ist ein Zusammenschluss der katholischen Bischöfe aller Diözesen in Deutschland. Derzeit gehören ihr 66 Mitglieder (Stand: August 2014) aus den 27 deutschen Diözesen an. Sie wurde eingerichtet zur Förderung gemeinsamer pastoraler Aufgaben, zu gegenseitiger Beratung, zur Koordinierung der kirchlichen Arbeit, zum gemeinsamen Erlass von Entscheidungen sowie zur Kontaktpflege zu anderen Bischofskonferenzen. Oberstes Gremium der Deutschen Bischofskonferenz ist die Vollversammlung aller Bischöfe, die regelmäßig im Frühjahr und Herbst für mehrere Tage zusammentrifft.


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung Nr. 131 vom 8. August 2014

  Herausgeber: P. Dr. Hans Langendörfer SJ,

  Sekretär der Deutschen Bischofskonferenz

  Deutsche Bischofskonferenz

  Kaiserstraße 161, 53113 Bonn

  Postanschrift: Postfach 29 62, 53019 Bonn

  Telefon: 0228/103-0, Fax: 0228/103-254

  E-Mail: pressestelle@dbk.de

  Internet: www.dbk.de
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  GAZA/067: Waffengang und Widerstand - im Würgegriff Gaza ..., der Arzt Dr. Basem Naim im Gespräch (Martin Lejeune)


  



  Grund- und Menschenrechte - nicht für uns?


  Interview eines Journalisten aus Gaza-Stadt mit Dr. Basem Naim am 6. August 2014


  von Martin Lejeune


  



  Der Arzt und Chirurg Dr. Basem Naim gehörte für die Hamas sieben Jahre lang der palästinensischen Regierung an und war während dieser Zeit zudem etwa vier Jahre Minister für Jugend und Sport. Martin Lejeune sprach mit ihm in Gaza-Stadt.
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  Dr. Basem Naim

  Foto: © 2014 by Martin Lejeune

  



  Martin Lejeune: Darf ich Sie bitten, sich vorzustellen und kurz auf Ihre politische Laufbahn einzugehen?


  Basem Naim: Vielen Dank. Meine Name ist Basem Naim. Ich bin Arzt und ausgebildeter Chirurg. Ich war ungefähr sieben Jahre lang Gesundheitsminister der palästinensischen Regierung und während dieser Zeit etwa vier Jahre auch Minister für Jugend und Sport. Neben anderen Funktionen war ich zuletzt Berater für Internationale Angelegenheiten des Premierministers.


  ML: Könnten Sie aus Ihrer Perspektive kommentieren, was seit Beginn des jüngsten Angriffs auf den Gazastreifen geschehen ist?


  BN: Wir sprechen hier über eine eindeutige Aggression gegen unser Volk - die Palästinenser im allgemeinen und Gaza im besonderen. Wir befinden uns in einem besetzten Gebiet. Nach internationalem Recht sollte die Besatzungsmacht die Zivilbevölkerung und die Infrastruktur schützen. Die Angriffe begannen am 6. Juli auf Grundlage einer fabrizierten Erklärung: Im Westjordanland wurden drei Siedler entführt und später getötet. Daraufhin wurden mehr als tausend Palästinenser verhaftet, wobei die meisten von ihnen Führungspositionen in der Hamas bekleideten. Tausende Häuser wurden durchsucht, und wie wir aus verschiedenen Berichten, darunter auch dem eines bekannten deutschen Journalisten, der diese Vorfälle recherchiert hat, wissen, handelte es sich um eine fabrizierte Geschichte, da die drei Siedler in Wirklichkeit bei einer privaten Auseinandersetzung getötet wurden.


  Dennoch griffen die Israelis den Gazastreifen an und zerstörten am 6. Juli zunächst einen Tunnel, wobei sechs Palästinenser getötet wurden, bei denen es sich überwiegend um Unterstützer der Hamas handelte. Wir haben wiederholt offen und über Mediatoren klar zum Ausdruck gebracht, daß wir an dieser Konfrontation nicht interessiert sind. Wir haben versucht, sie zu vermeiden. Vor dem Angriff hat die Regierung von Gaza alles Erdenkliche unternommen, um die Grenze ruhigzuhalten.


  Israel hat diesen Angriff seit Monaten geplant. Wir haben vielfach erlebt, daß die Israelis gezielt Zivilisten und zivile Infrastruktur angriffen: Sie haben 74 Familien vollständig ausgelöscht, sie haben Krankenhäuser und Schulen angegriffen, darunter sogar solche, die von der UNO als Schutzräume eingerichtet worden waren.


  ML: Liegen Ihnen genaue Zahlen vor, wie viele Häuser und Schulen zerstört wurden?


  BN: Wir sprechen von über 30.000 Häusern, die angegriffen, und 10.000 von ihnen, die vollständig zerstört wurden. Wir sprechen von über 120 betroffenen Schulen, wovon sieben direktes Angriffsziel waren. Dabei wurden Massaker verübt, bei denen jeweils zwischen zehn und zwanzig oder teilweise sogar zwischen 50 und 70 Menschen getötet wurden. Sie haben das einzige Kraftwerk zur Stromversorgung im Gazastreifen wie auch die Infrastruktur zur Trinkwasserversorgung und Abwasserbeseitigung angegriffen. Sie haben Familien angegriffen, wenn diese sich zu bestimmten Gelegenheiten am Ende des Ramadan versammelten. Wir haben klar gesehen, daß sich alle Soldaten in Panzern befanden, die unsere Leute angriffen.


  Ich muß zu meinem Bedauern sagen, daß die Palästinenser insgesamt sehr frustriert, betroffen und aufgebracht sind, und das nicht nur, was die israelische Aggression betrifft, sondern auch wegen der Position der internationalen Gemeinschaft inklusive der Institutionen der UNO. Sie haben den Israelis grünes Licht gegeben, diese Aggression loszutreten und Verbrechen zu verüben, indem sie die israelische Begründung der drei getöteten Siedler als Fakt akzeptiert haben, obgleich sie später widerlegt worden ist. Während des Angriffs auf Gaza haben sie die Geschichte von Rafah akzeptiert, wonach ein israelischer Soldat entführt worden sein soll. Barack Obama, John Kerry und selbst Ban Ki-moon haben erklärt, daß das nicht hinzunehmen sei und die Hamas diesen Soldaten freilassen solle. Später stellte sich jedoch heraus, daß der Soldat auf israelischer Seite getötet worden war. Dennoch wurden daraufhin mehr als 300 Palästinenser in Rafah getötet.


  Was die Palästinenser fordern, bedarf zu seiner Erfüllung keines Kriegs und keiner Aggression. Wir fordern die Aufhebung des Belagerungszustands und die Öffnung der Grenzen, damit die Palästinenser die Chance haben, sich wie jeder andere Mensch frei in aller Welt zu bewegen und Lebensmittel und Medikamente zu bekommen. Es muß keinen Krieg mit mehr als 2000 getöteten und über 10.000 verwundeten Palästinensern geben. Wir sprechen nicht von einem unabhängigen Staat oder anderen weitreichenden Forderungen, wir sprechen über einfache, grundlegende Rechte, zu leben wie Menschen anderswo auf der Welt.


  ML: Wie ich hier erfahren habe, standen bei diesem Krieg auf palästinensischer Seite Menschen in vorderster Front, die dem alltäglichen Leben entstammen: Lehrer, Schüler, Ingenieure, die mitten aus der Bevölkerung kommen. Trifft es zu, daß es sich um Menschen verschiedenster Herkünfte und gesellschaftlicher Schichten handelte?


  BN: Auf politischer Ebene unterstützen alle Menschen, die hier leben, das Recht der Palästinenser, gegen die Okkupation Widerstand zu leisten und sich für das Recht auf einen unabhängigen Staat mit Ost-Jerusalem als Hauptstadt einzusetzen. Diese Übereinkunft findet man in allen Fraktionen und sozialen Verhältnissen. Das ist das eine. Zum zweiten könnte es durchaus zutreffen, daß Menschen aus sehr verschiedenen Berufen am Widerstand teilnehmen. Aber wir sprechen davon, daß sie vor den Panzern kämpfen. Ich weiß nicht, wie lange Sie schon hier sind, aber wenn es zwei oder drei Wochen sind, haben Sie mit Sicherheit keinen bewaffneten Mann gesehen.


  ML: Ich bin seit dieser Zeit hier und habe währenddessen keinen einzigen bewaffneten Palästinenser gesehen.


  BN: Das heißt, daß sich die Kämpfer nicht unter der Bevölkerung, nicht in den Häusern oder in der Nähe von Schulen und Moscheen aufhalten. Selbst wir haben sie nicht gesehen. Sie halten sich an der Front auf und kämpfen dort gegen die Israelis, wobei es eine Ehre für uns ist, daß unsere Kämpfer genau wissen, was, wo und wann sie etwas tun.


  ML: Sie fügen Zivilisten keinen Schaden zu?


  BN: Niemals. Sie können hier Menschen aus allen sozialen Schichten, Berufen und politischen Fraktionen fragen und werden eine klare Botschaft der Unterstützung des Widerstands und des Kampfs für unsere Rechte bekommen. Wir sprechen über grundlegende Rechte. Warum ist es Palästinensern jeglicher Berufe verboten, sich dem Widerstand anzuschließen, aber zugleich erlaubt, 70.000 Israelis zu mobilisieren, die gleichermaßen Ingenieure, Ärzte, etc. sind, um sie an die Grenze von Gaza zu schicken und unsere Leute zu töten? Auch sie sind Zivilisten, oder etwa nicht? Überall auf der Welt, in Deutschland, Frankreich, den USA unterstützen Menschen aller Lebensbereiche den Widerstand gegen eine Diktatur oder Okkupation. Ebenso ist es für alle Palästinenser eine Ehre, das zu tun.


  ML: Welchem Zweck diente Ihres Erachtens der Angriff auf Zivilisten und die zivile Infrastruktur? Könnte ein Grund die Absicht sein, die Unterstützung und Versorgung des Widerstands zu schwächen oder zu unterbinden?


  BN: Ich glaube, diese Vorgehensweise hatte mehrere Gründe. Wenn Sie unsere Geschichte seit 1948 studieren, finden sie fast jedes Jahr und mitunter sogar monatlich Massaker der Israelis an unserem Volk: In Deir Yasin, Chan Yunis, Kafr Quassem, Karantina, Sabra und Schatila - es ist die Ideologie der israelischen Armee und der Israelis im allgemeinen, in ihrer Kriegsführung die größtmögliche Feuerkraft zu entfalten, um Massaker zur Vertreibung von Menschen zu verüben. In früheren Jahren wie 1948, 1956, 1967 und 1973 flohen die angegriffenen Menschen aus dem Norden Palästinas in den Gazastreifen und manchmal nach Jordanien, Ägypten oder vielleicht sogar nach Europa. Diesmal haben wir keinen Zugang zu Rückzugsgebieten.


  Zum zweiten versuchen die Israelis jedesmal, wenn sie auf irgendeine Weise vom Widerstand angegriffen werden, sich an Zivilisten zu rächen. Unsere Kämpfer haben Soldaten angegriffen, die Soldaten greifen Zivilisten an. Wenn die Israelis im Feld unterliegen, nehmen sie Rache. Das wissen wir seit jeher. Wenn also gute Nachrichten von der Front eintreffen, erwarten wir jedesmal eine sehr schlimme Nacht. In allen Fällen früherer Massaker war es zuvor zu einer heftigen Schlacht gekommen, in der unsere Kämpfer in der Lage waren, der israelischen Armee Widerstand entgegenzusetzen.


  Zum dritten glauben die Israelis, daß sich der Widerstand ohne die Unterstützung der Bevölkerung nicht entfalten kann, zumal unter dem Belagerungszustand, der Schließung der Grenzen und der Isolation. Sie bestrafen alle, die den Widerstand unterstützen. Ich habe von vielen Leuten gehört, daß sie einen Anruf der IDF bekamen, sie müßten ihr Haus verlassen und ihre ganze Familie mitnehmen, weil das Gebäude angegriffen würde. Auf die Frage, warum das Haus angegriffen werde, obgleich man nichts mit der Hamas zu tun habe, erhielten sie zur Antwort, sie hätten es geduldet, im selben Gebäude mit einem "Terroristen" zu wohnen. Ziel dieser Strafmaßnahme war es nicht zuletzt, die Bewohner bei ihrer Rückkehr mit dem zerstörten Haus zu konfrontieren, um den Widerstand zu brechen. Man bestrafte die Menschen und wollte ihre Überzeugungen brechen. Dieses Bild wird wie eingebrannt im Bewußtsein der Menschen in Gaza bleiben.


  Leider muß ich sagen, daß die Weitsicht der Israelis zu wünschen übrigläßt. Wir sprechen über ein politisches Problem und nicht einen geographischen Konflikt. Die Okkupation kann nicht durch Bestrafung akzeptabel gemacht werden. Die Menschen sind begierig danach, frei zu werden, sich frei zu bewegen, frei zu sprechen, frei zu essen, frei zu träumen. Etwas anderes wollen wir nicht. Wir fordern nur unsere Freiheit. Die internationale Gemeinschaft, die 1948 den Staat Israel geschaffen hat, schuf bei der Teilung Palästinas zwei Staaten. Warum sorgt sie sich nur um den einen und unterdrückt den anderen? Als wir von einem eigenen Staat sprachen, wurde die Zwei-Staaten-Lösung international als Lösung akzeptiert. Warum kann man nicht auch diesen anderen Staat unterstützen? Fragt man die Palästinenser, wird man stets dieselbe Antwort bekommen: Sie unterstützen den Widerstand, weil es um grundlegende Rechte geht.


  



  [image: Dr. Basem Naim - Foto: © 2014 by Martin Lejeune]


  Langjähriges Regierungsmitglied zur Position der Hamas
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  ML: Die Kämpfer des Widerstands entstammen allen Fraktionen, allen Altersstufen und allen sozialen Schichten. Sie repräsentieren also die Bevölkerung. Warum sollte die Bevölkerung sie nicht unterstützen? Wenn es eine Strategie der Kriegsführung war, diese Unterstützung zu brechen, hat sie offensichtlich ihr Ziel verfehlt.


  BN: Sie verfehlt ihr Ziel, weil sie ein politisches Problem mit militärischer Gewalt lösen will. Es handelt sich ja nicht um die erste derartige Aggression, denn wir sprechen über 66 Jahre dieses Konflikts. Es ist nicht nur das Problem der Hamas, die noch gar nicht so alt ist.


  ML: Dieser Konflikt existierte ja sogar schon vor 1948.


  BN: So ist es. Wir sollten uns daher nicht auf die Hamas und den islamischen Widerstand konzentrieren. Unsere Botschaft ist klar: Wir sind ein Volk unter Besatzung und haben ein Recht auf Widerstand.


  ML: Haben die Palästinenser überhaupt eine andere Wahl, wenn sie angegriffen werden, als sich zu verteidigen? Sie sind ja die schwächere Seite in diesem Konflikt. Haben sie eine Chance, nicht nur zu reagieren, sondern eine politische Lösung herbeizuführen, oder ist das der israelischen Seite vorbehalten, weil sie die stärkere ist?


  BN: Überlegene Waffentechnologie ist nicht der einzige Faktor in diesem höchst komplizierten Konflikt.


  ML: Israel ist auch ökonomisch überlegen und wird von den USA und den europäischen Staaten unterstützt.


  BN: Wir stellen nicht in Abrede, daß Israel insgesamt stärker ist und die überlegene Waffengewalt ins Feld führen kann. Die Geschichte lehrt jedoch, daß nirgendwo auf der Welt militärische Gewalt auf Dauer ausreichte, um Menschen zu besiegen, die für ihre Freiheit kämpfen: Vietnam, Korea, der französische Widerstand gegen die Nazis, Spanien gegen die Faschisten, die Algerier gegen Frankreich. Israels Stärke ruht auf zwei Pfeilern, nämlich auf der militärischen Gewalt und dem Image in Europa und den USA. Das Image eines demokratischen Staates, der die Menschenrechte respektiert, der ein Teil des Westens ist, hat diesmal schweren Schaden genommen. Wenn man Meinungsumfragen durchführt, wird man feststellen, daß Israels heutiges Ansehen nicht mehr mit dem vor 20 Jahren zu vergleichen ist. Heute demonstrieren die Menschen selbst vor dem Weißen Haus, in New York, London und deutschen Städten gingen Tausende auf die Straße.


  Und selbst wenn Israel militärisch überlegen ist, hat auch diese Übermacht ihre Grenzen. Man hat Tausende Häuser zerstört, ganze Familien, Kinder getötet. Das läßt sich nur noch mit Chemiewaffen oder der Atombombe steigern. Aber sie können Gaza nicht mit Bodentruppen einnehmen. Sie haben das nahe der Grenze versucht, aber dabei hohe Verluste davongetragen. Sie können die Städte angreifen, aber sie nicht erobern und so den Sieg erringen. Es gab Zeiten, in denen Israel den ganzen Gazastreifen mit zwei Jeeps und acht Soldaten kontrollieren konnte. Heute kann ein Jeep nach Ramallah fahren, einen Menschen festnehmen und wieder verschwinden. Doch letzten Endes hat jede militärische Gewalt ihre Grenzen. Die Amerikaner haben Afghanistan vierzehn Jahre lang besetzt, doch am Ende nichts erreicht. Nun versuchen sie, wieder abzuziehen, da sie jeden Tag Soldaten verlieren, zuletzt einen ihrer ranghöchsten Offiziere, der von einem Afghanen getötet wurde, den sie selbst ausgebildet haben. Sie haben den Irak okkupiert und mußten wieder abziehen. Man kann militärische Übermacht nicht immer auf Bodenkämpfe übertragen.


  Wir sind die schwächere Seite in diesem Konflikt, doch wir haben das Recht als Volk unter Besatzung, uns zu verteidigen. Wir werden von Millionen Menschen in aller Welt unterstützt, nicht nur in der arabischen Welt, sondern auch in Europa und selbst in Lateinamerika. Zudem haben die Israelis ihre Schwächen auch im eigenen Land.


  ML: Welche Möglichkeiten stehen der Hamas als politische Partei offen, dieses politische Problem zu lösen?


  BN: Die Hamas hat im Jahr 2006 akzeptiert, Teil des politischen Prozesses zu werden. Sie hat an den Wahlen teilgenommen und sie gewonnen. Das Wahlergebnis wurde jedoch nicht akzeptiert. Das ist nicht unser Fehler. Zweitens haben wir durchweg gesagt, daß wir unter einer Besatzung leben und Freiheit und Unabhängigkeit fordern. Wir haben zwei politische Optionen: Abbas verhandelt seit 20 Jahren ohne Ergebnis mit den Israelis. Wenn er ein unabhängiges Palästina in den Grenzen von 1967 mit Ost-Jerusalem als Hauptstadt und das Rückkehrrecht erreichen könnte, würde ihm die Hamas keinen Knüppel zwischen die Beine werfen und zustimmen. Oder wir können mit Israel einen Waffenstillstand für zehn oder zwanzig Jahre vereinbaren, wenn wir im Gegenzug ein Territorium in den Grenzen von 1967, Freiheit und Unabhängigkeit bekommen, wie dies von der internationalen Gemeinschaft akzeptiert worden ist. Nach 20 Jahren haben wir dann eine neue Generation.


  Man kann von einem Volk nicht verlangen, aufzugeben und die weiße Flagge zu hissen, während man seine Familien und Kinder tötet, seine Häuser zerstört. Gib dem Volk eine Chance, sich in zehn, fünfzehn oder zwanzig Jahren wieder aufzurichten, eine neue Vision zu entwerfen, die Wirtschaft zu entwickeln, in Freiheit zu leben. Wir haben nichts zu verlieren. Wenn wir ein richtiges Leben hier in Gaza und im Westjordanland führen können, uns frei bewegen, frei sprechen und frei arbeiten können, verfügen wir über etwas, das uns von jeder Form von Gewalt fernhält.


  ML: Kann ich Sie mit der Aussage zitieren, daß die Hamas Israel unter bestimmten Bedingungen einen zwanzigjährigen Waffenstillstand anbietet?


  BN: Wir können einen Waffenstillstand von zehn, fünfzehn oder zwanzig Jahren akzeptieren, ohne gegenseitige Anerkennung und mindestens in den Grenzen von 1967, in Freiheit und unter Wahrung des Rückkehrrechts.


  ML: Seit Juni gibt es eine neue Einheitsregierung von Fatah und Hamas. Welche Prioritäten setzt die Hamas in dieser Regierung?


  BN: Wir fühlen uns der Einheitsregierung verpflichtet. Es war eines der Ziele des Widerstands, dieser Regierung eine Chance zu geben, in Gaza und im Westjordanland frei zu arbeiten. Die Situation vor dem Angriff auf den Gazastreifen war jedoch eine andere als die hinterher. Jetzt sind 30.000 Häuser, die meisten Schulen und Krankenhäuser zerstört. Das erste Ziel der Regierung wird daher der Wiederaufbau des Gazastreifens und die Unterbringung der rund 700.000 Menschen sein, die jetzt auf der Straße, in Notunterkünften oder bei Verwandten leben.


  ML: Abdallah Frangi sprach gestern mir gegenüber von 600.000 obdachlosen Menschen.


  BN: Es ist nicht möglich, genaue Zahlen zu nennen. Beispielsweise hat mein Bruder vier Familien in seinem Haus aufgenommen. Das geschieht auf informellen Wegen über Nachbarn. Es mögen insgesamt 600.000, 700.000 oder noch mehr Menschen ohne eigene Wohnung sein. Die Unterbringung dieser Menschen, der Wiederaufbau von Häusern und Schulen, die Wiederherstellung der Infrastruktur wie Strom, Wasser und Abwasser sind die vordringlichsten Ziele.


  ML: Sind diese Ziele zu erreichen, solange die Blockade fortbesteht?


  BN: Mit Sicherheit nicht. Man kann nicht 30.000 Häuser wiederaufbauen, wenn man sich in einem abgeriegelten Territorium befindet. Man braucht Baustoffe und viele andere Dinge für den Wiederaufbau, wobei man ja darüber hinaus auch neue Möbel und andere Einrichtungsgegenstände benötigt.


  ML: Auf internationaler Ebene wird die Hamas häufig wegen ihrer Kooperation mit Katar und der Türkei, beides Verbündete der USA, kritisiert. Die USA wiederum sind der engste Verbündete Israels. Warum fokussiert sich die Hamas auf solche Partner? Ich habe diese Kritik auch hier in Gaza gehört, daß man sich damit auf Kräfte einläßt, die den Widerstand nicht langfristig unterstützen, weil sie strategische Partner der USA sind.


  BN: Dieser Konflikt ist sehr kompliziert. Es gibt ein breites Spektrum palästinensischer Fraktionen, das von jenen, die zur Zusammenarbeit mit Israel bereit sind, bis zu entschiedenen Gegnern Israels reicht. Vor Jahren kooperierte die Hamas mit der Hisbollah und dem Iran. Auch das wurde kritisiert. Als wir aus Syrien vertrieben wurden, war nur Katar bereit, uns aufzunehmen. Die Palästinenser haben immer versucht, sich in der Region neutral zu verhalten. Wir sind bereit, mit jedem Land, jeder Gesellschaft, jeder Institution, die bereit ist, uns zu unterstützen, ohne Vorbedingungen zu kooperieren. Das bedeutet, daß wir mit Katar zusammenarbeiten. Zuvor hatten wir gute Beziehungen zum Iran, zur Hisbollah, zu Algerien. Wir sind ein Volk unter Besatzung. Wir haben gute Beziehungen zu vielen Ländern Lateinamerikas, von denen wiederum viele gute Beziehungen zu Israel haben. Solange man mit irgendeiner Seite zusammenarbeitet, ohne dafür einen Preis zu zahlen, ist es meines Erachtens keine falsche Strategie.


  Wenn sich ein Land wie die Türkei oder Katar bereiterklärt, uns zu unterstützen, damit wir unsere Häuser und unsere Infrastruktur wiederaufbauen und Gehälter auszahlen können, während viele andere Länder nichts dergleichen tun - welche andere Wahl haben wir da? Für dieses Geld zahlen wir keinen politischen Preis. Katar hat zu keinem Zeitpunkt verlangt, daß wir den Widerstand einstellen, keine Raketen mehr abfeuern oder Gesprächskanäle zu Israel öffnen. Wenn ein Land wie die Türkei uns hilft oder der UN-Sicherheitsrat uns diplomatisch unterstützt, sagen wir nicht nein. Es gibt ja auch Fraktionen der PLO, die Israel anerkennen und ausgezeichnete Beziehungen zu den USA haben. Alle Fraktionen der PLO akzeptieren die Position der PLO-Führung.


  ML: In der EU und in Deutschland wird die Hamas als terroristische Organisation eingestuft. Hat das negative Folgen für die Hamas und wie ist diese Einstufung aus Ihrer Sicht zu erklären?


  BN: Das beeinträchtigt die Hamas natürlich und schränkt unsere Bewegung in Richtung der internationalen Gemeinschaft, Europas und des Westens ein. Wir können die Implikationen dieser Situation nicht bestreiten. Es stellt sich jedoch die Frage, wie Terrorismus definiert wird. Warum ist es kein Terrorismus, die Kämpfer in Syrien mit Waffen zu unterstützen? Warum ist es kein Terrorismus, den Iran mit allen erdenklichen Waffen anzugreifen? Warum ist es kein Terrorismus, Libyen anzugreifen und dort gewaltsam einen Regimewechsel herbeizuführen? Warum ist die Okkupation Afghanistans kein Terrorismus? Ich habe zwischen 1980 und 1985 in Deutschland erlebt, wie dieselben Mudschaheddin in Afghanistan, die man zuvor unterstützte, plötzlich als Terroristen bezeichnet wurden. Warum ist es erlaubt, daß 2000 Amerikaner und viele Europäer nach Israel kamen und als Freiwillige mit der israelischen Armee zusammenarbeiteten, um uns anzugreifen? Warum wird das eine akzeptiert und das andere als Terrorismus bezeichnet?


  Nach internationalem Recht sind wir ein Volk unter Besatzung und haben das Recht auf Selbstverteidigung. Wenn man Bewegungen wie die Hamas mit einer glaubwürdigen Führung und politischen Zielen isoliert und angreift, um sie zu zerstören, ist die Alternative nicht Fatah, sondern gesteigerter Extremismus. Die Hamas ist eine nationale Befreiungsbewegung und begrenzt ihren Kampf daher auf die Palästinensergebiete. Wir kämpfen gegen Israel, haben aber keine Probleme mit Juden und greifen sie auch nicht irgendwo anders auf der Welt an. Wir sind gemäß internationalem Recht Freiheitskämpfer und keine Terroristen.


  ML: Viele Menschen in Deutschland verstehen nicht, warum aus dem Gazastreifen Raketen auf Israel abgefeuert werden. Können Sie zu den Hintergründen dieser Vorgehensweise Stellung nehmen?


  BN: Es ist unser Recht, uns gegen die Besatzungsmacht zu verteidigen. Wir haben 20 Jahre lang politische Verhandlungen geführt, doch das Ergebnis waren noch mehr Siedlungen, Verhaftungen, Landraub. Es waren fruchtlose Verhandlungen. Warum dürfen uns die Israelis von allen Seiten und mit allen erdenklichen Waffen angreifen? Die USA haben erklärt, daß die Zahl der getöteten Zivilisten in Gaza nicht akzeptabel sei. Welche Zahl wäre denn akzeptabel? Der politische Prozeß ist gescheitert. Führer wie Yassir Arafat, die Frieden in der Region herbeiführen wollten, wurden getötet. Welche Wahl haben die Palästinenser noch? Im Westjordanland gibt es mehr Checkpoints, Festnahmen, Konfiszierungen von Land, und die Siedler machen, was sie wollen. Sie bauen weiter, greifen Moscheen an, töten Kinder. Die Israelis wissen, wer das Kind in Bethlehem getötet hat. Es war ein Rabbi mit seinen drei Söhnen. Sie bezeichneten ihn als geisteskrank. Vor zehn Jahren stieg ein Israeli in einen Bus voller Palästinenser und begann, mit einer Pistole auf sie zu schießen. Einige junge Männer überwältigten und töteten ihn. Sie sitzen noch heute im Gefängnis. Das fand in Israel statt.


  Die Europäer geben Israel grünes Licht, weiter Massaker und Verbrechen zu verüben. Die Israelis manövrieren sich jedoch in eine Sackgasse. Sie glauben, mit militärischen Mitteln alles kontrollieren zu können. Sie werden scheitern und unser Land früher oder später verlassen. Das ist die Lehre der Geschichte. In Südafrika endete nach 400 Jahren die Apartheid. Sie werden gehen, und wenn sie es heute tun, haben sie eine Chance, friedlich in dieser Region zu leben. Wenn sie es nicht tun, müssen sie womöglich einen Preis für ihre Ideologie zahlen.


  Was die deutschen Medien betrifft, möchte ich abschließend sagen, daß wir nicht den Preis für deutsche oder europäische Verbrechen zahlen sollten. Wenn sie Verbrechen an Juden begangen haben, ist das nicht unser Problem. Sie müssen den Preis zahlen und das Problem lösen. Das darf nicht auf unsere Kosten geschehen. Es ist nicht akzeptabel, die heutigen Verbrechen der Israelis damit zu rechtfertigen, daß sie den Holocaust überlebt haben. Es ist nicht akzeptabel, daß heute Massaker verübt und Palästinenser in Ghettos gefangengehalten werden und das damit gerechtfertigt wird, daß Juden vor 70 Jahren Ghettos überlebt haben. Das ist nicht unsere Schuld. Wir können das nicht als Entschuldigung gelten lassen.


  ML: Dr. Naim, ich bedanke mich für dieses Gespräch.
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  Martin Lejeune ist freier Journalist und arbeitet unter anderem für ARD, dpa, Neues Deutschland und taz.
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  GAZA/066: Waffengang und Widerstand - ein jeder nehme sich zurück ... (IPPNW)


  



  IPPNW-Pressemitteilung vom 7. August 2014

  Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

  Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland


  IPPNW zum Gaza-Krieg: Waffenstillstand jetzt!


  Sofortiger Stopp aller Waffenexporte an Kriegsparteien und Aussetzen des EU-Assoziierungsabkommens mit Israel


  



  Die deutsche Sektion der ärztlichen Friedensorganisation IPPNW erneuert in einer Erklärung ihre Forderung nach einem anhaltenden Schweigen der Waffen in der Konfrontation in und um Gaza, und verlangt von der Bundesregierung und den EU-Staaten mehr Druck auf alle beteiligten Kriegsparteien auszuüben.


  Um einer weiteren Ausweitung der schon bestehenden humanitären Katastrophe Einhalt zu gebieten, fordert die IPPNW ein komplettes Waffenembargo für alle am israelisch-palästinensischen Konflikt direkt beteiligten Kriegsparteien und ein Aussetzen des EU-Assoziierungsabkommens.


  In der Erklärung heißt es dazu: "Das muss bedeuten: Weder Kauf noch Überlassung und Verkauf von Kriegsgerät aus der und in die betroffene Region, und Beendigung gemeinsamer Entwicklungsprogramme für Kriegsgerät, stattdessen energische Unterstützung für eine von Israelis und PalästinenserInnen akzeptierte Friedenslösung."


  Ein Verharren in dem Status der Waffenruhe unter Besetzung und Blockade kann dem Frieden nicht dienen, Verhandlungen mit dem Ziel ein Ende der Blockade und einen dauerhaften Frieden zu erreichen, müssen sofort aufgenommen werden.


  Die IPPNW begrüßt sowohl die von der spanischen Regierung getroffene Entscheidung, als Reaktion auf den Krieg bis zum September Waffenexporte nach Israel auszusetzen, als auch die Überprüfung eines möglichen Stopps britischer Waffenexporte durch die britische Regierung. Beides seien Schritte in die richtige Richtung, den notwendigen Druck für ein Ende des Krieges zu erzeugen. Weitere europäische Länder müssen in diesem Sinne handeln.


  Die IPPNW sieht noch weitere Druckmittel als nötig an. So fordert sie von der EU als ein entschiedenes Zeichen, " das Assoziierungsabkommen mit Israel so lange auszusetzen, bis die aktuellen Menschenrechtsverletzungen untersucht und nachhaltig beendet worden sind."


  Die IPPNW ist bestürzt über die hohe Zahl der menschlichen Opfer in den aktuellen Kämpfen, deren Zahlen beständig nach oben korrigiert werden müssen. Auf israelischer Seite waren drei Zivilisten und 66 Soldaten als getötet und ca. 100 als verletzt bekannt. Auf palästinensischer werden ca. 1.900 Todesopfer und über 9.500 Verletzte genannt, darunter etwa 75% Zivilbevölkerung mit Hunderten von Kindern. Wenn die katastrophale Versorgungslage in Gaza nicht sehr schnell verbessert wird, wird es auch ohne weitere Kampfhandlungen allein unter den Verletzten viele weitere Todesfälle geben.


  *
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  GAZA/065: Waffengang und Widerstand - Trümmerfeld ... (Martin Lejeune)


  



  Der Gazastreifen, ein Trümmerfeld


  Tagebuchaufzeichnungen eines Journalisten aus Gaza-Stadt


  von Martin Lejeune


  



  Gaza-Stadt, am Dienstag, dem 5. August 2014


  Es ist ruhiger geworden im Gazastreifen seit heute morgen. Die Drohnen kreisen zwar noch über unser Viertel, stören Mahers Mittagsschlaf, aber es wird nicht mehr bombardiert. "Gott sei Dank finden wir jetzt, nach den vier Wochen der ständigen Explosionen um uns herum, endlich wieder etwas Ruhe", sagt Ahmad, 16, der in unserer Straße wohnt. Ruhe, endlich etwas lang ersehnte Ruhe vor Bomben und Raketen, um zumindest für drei Tage so etwas wie den Anschein eines normalen Alltags leben zu können. "Ich kann endlich wieder meine Freunde treffen", freut sich Ahmad, der die Feuerpause nutzt, um auf der Straße vor unserem Haus mit diesen Freunden Fußball zu spielen.
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  Fußballspielen, eine der normalsten Tätigkeiten auf dieser Welt, war nicht mehr möglich im nicht mehr normalen Leben der 1,8 Millionen Palästinenser im Gazastreifen, seitdem die Bombardierung Gazas aus der Luft, von Land und von See am 7. Juli begann. Fußballspielen, das war auf einmal etwas Lebensgefährliches geworden, weil man dafür auf die Straße gehen mußte und weil jeder, der sich auf der Straße bewegt, von den Aufklärungsdrohnen der israelischen Luftwaffen eventuell mit Kämpfern der Hamas verwechselt werden könnte. Natürlich versehentlich, wie israelische Armeesprecher nicht müde werden zu betonen. Und obwohl es sich nur um fußballspielende Knaben handelt. So geschehen Mitte Juli als Bakr, 9, und seine drei Cousins, Ahed, 10, Zakariya, 10, und Mohammad, 11, vor einem mit Journalisten voll besetzten Hotel in Gaza-Stadt von den Bomben der israelischen Streitkräfte getötet wurden, während sie am Strand Fußball spielten. "Spätestens seit diesem Vorfall hat die israelische Armee in meinen Augen ihre Unschuld verloren", kommentiert ein eigentlich bis dahin als "pro-israelisch" bekannter Journalist, der kurz zuvor noch selber mit den Jungs Fußball gespielt hatte und die Bombardierung von der Terrasse seines Hotels mit eigenen Augen mitverfolgte.


  Jetzt, heute aber ist Fußballspielen wieder möglich für die Kinder des Gazastreifens, zumindest für die Kinder, die hier in Gaza-Stadt wohnen. Die 600.000 Binnenvertriebenen jedoch nutzen die Zeit des Rückzugs der israelischen Armee, um in ihre Häuser im zuvor heftig umkämpften Norden und Süden des Gazastreifens zurückzukehren. Dort angekommen schauen sie fassungslos auf das, was von ihren Häusern noch übrig geblieben ist. Zumeist ist es nicht mehr als ein zerfetztes Kleidungsstück, das zwischen den Trümmern feststeckend im Wind hin- und herweht. Trümmer. Trümmer, überall Trümmer, wohin man schaut. Überall liegen Trümmer. Man traut sich ob dieses Anblickes nicht mehr weiter zu atmen. Es zerbricht einem das Herz. Shijaiya, Bureij, Khan Yunis, Rafah, Beit Hanoun, Beit Lakhiya, Nuseirat. Das waren einmal Städte im Gazastreifen, in denen Menschen in Fabriken und in Behörden arbeiteten, in denen Kinder zur Schule gingen. Städte, in denen Menschen in ihren Häusern wohnten. Städte, in denen gläubige Muslime fünf Mal am Tag zum Beten in ihre Moscheen gingen. Das war das Leben von 1,8 Millionen Menschen im Gazastreifen vor dem 7. Juli. Es war kein gutes Leben, denn sie leiden seit acht Jahren unter einem Embargo durch die Staaten Ägypten und Israel. Aber es war ein Leben zumindest mit Wasser, Strom und Telefon. Das alles gibt es nicht mehr seit der totalen Bombardierung des Gazastreifens in der Nacht von dem 28. auf den 29. Juli, als das einzige Elektrizitätskraftwerk des Gazastreifens bombardiert wurde, das Finanzministerium, viele Moscheen, Wohnhäuser und Geschäfte. Eigentlich so wie in jeder Nacht in Gaza zwischen dem 7.Juli und dem 5. August. Nur in dieser Nacht massiv heftiger als sonst.


  



  [image: Schutt und Trümmer, im Hintergrund noch stehende Häuser - Foto: © 2014 by Martin Lejeune]
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  Shijaiya, Bureij, Khan Yunis, Rafah, Beit Hanoun, Beit Lakhiya, Nuseirat. Das waren vor dem 7. Juli Städte, in denen man mehr schlecht als recht leben konnte, aber in denen man zumindest leben konnte. Jetzt ist in Shijaiya, Bureij, Khan Yunis, Rafah, Beit Hanoun, Beit Lakhiya und Nuseirat kein Leben mehr möglich. Die zivile Infrastruktur dieser Städte ist durch die israelischen Streitkräfte komplett zerstört worden, Straßen sind nicht mehr befahrbar, Brunnen verschüttet, Schulen bombardiert, Strommasten umgekippt. Strommasten, durch die ohnehin kein Strom fließt, solange kein neues Kraftwerk gebaut werden kann.


  "Wie lange wird es dauern, bis ihr all die Trümmer, all den Schutt weggeräumt haben werdet", frage ich Maher. "Wohin überhaupt sollen wir denn die Trümmer und den Schutt karren?", entgegnet er mir entgeistert. "Wir haben gar keine freien Flächen im Gazastreifen dafür und auch nicht genug Bagger und Lastwagen, um alles einzusammeln." Dort, wo die meisten Trümmer liegen, in Shijaiya, Bureij, Khan Yunis, Rafah, Beit Hanoun, Beit Lakhiya und Nuseirat, aber auch in vielen anderen Orten des Gazastreifens, dort schaffen heute die Menschen mit ihren eigenen Händen die Trümmer beiseite, ohne Werkzeug, ohne Schaufeln, ohne Handschuhe. Es hat 36 Grad Celsius und der Schweiß vermischt sich mit dem Staub des Schuttes auf ihrer Haut zu einem trockenen Schlamm.
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  Die Menschen versuchen, sich einen Weg zu bahnen durch die Trümmer, um das Ausmaß der gewaltigen Zerstörung zu begreifen und um irgendwie, irgendwann mit einem Neuanfang zu beginnen. "Neu anfangen wofür?", fragt mich Maher, als ich von ihm wissen will, wie lange der Neuanfang dauern werde unter den Bedingungen des Embargos. Durch das Embargo können Zement, Bausteine und Ziegel nur durch Schmugglertunnel in den Gazastreifen kommen. Schmugglertunnel, die jetzt laut Aussagen der israelischen Armeesprecher alle zerstört worden seien. "Wofür sollen wir neu anfangen?", fragt mich Maher müde, dem wie allen hier in Gaza die Erschöpfung infolge schlafloser Bombennächte anzusehen ist. "Damit uns die Israelis in zwei Jahren wieder alles kaputt bombardieren können? Ich habe jetzt schon drei furchtbare Kriege erlebt in den letzten fünf Jahren in Gaza", sagt Maher. "Und jeder Krieg war schlimmer als der vorherige. Und dieses Jahr, das waren die heftigsten Bombardierungen, die ich jemals in meinem Leben erlebt habe. Uns fehlt in diesen ersten Stunden des Verschnaufens noch die Kraft, an den Wiederaufbau zu glauben", erklärt Maher. "Und ohne ein Ende des Embargos und ohne internationalen Druck auf Israel, mit diesen Angriffen auf unsere zivile Infrastruktur aufzuhören, wird ein Wiederaufbau uns auch nicht gelingen", konstatiert Maher.
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  Abdallah Al-Frangi war von 1993 bis 2005 Generaldelegierter der Palästinensischen Autonomiegebiete in Deutschland

  Foto: © 2014 by Martin Lejeune

  



  Zu ähnlichen Einschätzungen wie Maher kommt auch der Gouverneur von Gaza, Abdallah al-Frangi, mit dem ich seit meiner Ankunft im Gazastreifen am 22. Juli im regelmäßigen Kontakt stehe. Al-Frangi ist seit dem 7. Juli Gouverneur von Gaza, seit dem Tag an dem die Bombardierung des Gazastreifens begann. Al-Frangi sagt: "Ich bin nach wie vor sehr erschüttert über das katastrophale Ausmaß der Zerstörungen". "Das palästinensische Volk darf man jetzt nicht im Stich lassen bei seinen schweren Bemühungen für den Wiederaufbau. Wir haben über 600.000 Obdachlose im Gazastreifen durch die großen Zerstörungen. Wir müssen mit der internationalen Gemeinschaft einen Weg finden aus diesem Desaster."
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  Martin Lejeune ist freier Journalist und arbeitet unter anderem für ARD, dpa, Neues Deutschland und taz.


  *


  Quelle:

  Martin Lejeune

  Freier Journalist, Berlin

  derzeit: Gaza-Stadt

  Facebook: www.facebook.com/lejeune.berlin

  Blog: martin-lejeune.tumblr.com
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  KOHLEALARM/110: Klimakampf und Kohlefront - Pläne und Manöver ... (NaturFreunde)


  



  NaturFreunde Deutschlands - 6. August 2014


  Gemeinsame Presseerklärung des Berliner Vorbereitungskreises der Anti-Kohle-Kette von Kerkwitz nach Grabice.


  

  Anti-Kohle-Widerstand ist international: Probemenschenkette vom Lausitzer Platz zur Warschauer Straße


  



  Widerstand gegen Kohleverstromung kommt nach Berlin


  Berlin, 06.08.2014 - Anti-Kohle-Widerstand ist international: Mit einer Probemenschenkette am 8. August 2014 vom Lausitzer Platz zur Warschauer Straße demonstrieren Berlinerinnen und Berliner gegen die neuen Braunkohletagebaue in der Lausitz und in Polen! Mit der Aktion rufen sie zum Widerstand auf und werben für die internationale Anti-Kohle-Kette am 23.August von Kerkwitz nach Grabice. Dort werden gemeinsam viele tausend Anti-Kohle-Aktivist_innen aus vielen Ländern Europas gegen die klimazerstörende Braunkohle und den Aufschluss neuer Tagebaue demonstrieren.


  In der unmittelbaren Nähe von Berlin, an der polnisch-deutschen Grenze, spielt sich eine der größten Umweltkatastrophen Europas ab. Diese wollen wir beenden und verhindern, dass sie noch größer wird!


  Der schwedische Konzern Vattenfall plant auf deutscher Seite weitere Braunkohletagebaue. Damit können die Kraftwerke der Region, die zu großen Klimakillern Europas zählen, bis über das Jahr 2050 hinaus klimaschädliche Braunkohle verbrennen. Auch auf polnischer Seite bahnt sich eine Katastrophe an. Der polnische Staatskonzern PGE will eine gigantische Kohlegrube ausheben und ein riesiges neues Braunkohlekraftwerk bauen.


  Dazu Uwe Hiksch (Anmelder, NaturFreunde Berlin): "Mit der Probemenschenkette wird der Widerstand auch nach Berlin getragen. Der Atom- und Kohlekonzern Vattenfall ist Grundversorger für den Strom in Berlin. Er betreibt mehrere Kohlekraftwerke in Berlin. Mit den Steinkohlekraftwerken Moabit und Berlin Reuter und dem Braunkohlekraftwerk Berlin-Klingenberg werden auch in Berlin riesige Mengen klimaschädlicher Kohle verfeuert. Damit muss Schluss sein!"


  Forderungen des Bündnisses:


  
    	Ein gesetzliches Verbot für den Aufschluss von neuen Tagebauen!


    	Keine neuen Tagebaue in der Lausitz und in Polen!


    	Schnellstmöglicher Ausstieg aus der Kohleverfeuerung durch ein bundesweites und europäisches Kohleausstiegsgesetz!

  


  Die Probemenschenkette findet statt:


  Freitag, 08. August 2014

  16.00 Uhr

  Lausitzer Platz (U-Bahnhof Görlitzer Str.)


  Kurze Reden zum Auftakt und Abschluss halten:


  Uwe Hiksch (Anmelder, NaturFreunde Berlin), Thomas Burchardt (Klinger Runde, Lausitz), Tamina Hipp (Greenpeace Berlin), Janine Behrens (Grüne Liga Berlin), Stefan Taschner (Berliner Energietisch) und ein Vetreter des Lausitzer Klima- und Energiecamps.


  Zur Probemenschenkette rufen auf:


  NaturFreunde Berlin, Anti Atom Berlin, Greenpeace Berlin, CLoF e.V., Grüne Liga Berlin, Berliner Energietisch, BürgerBegehren Klimaschutz, BUND Berlin, Power Shift, Bündnis 90/Die Grünen Berlin, Attac Berlin


  *


  Quelle:

  Presseinformation vom 06.08.2014

  Herausgeber: NaturFreunde Deutschlands

  Verband für Umweltschutz, sanften Tourismus, Sport und Kultur

  Bundesgeschäftsstelle

  Warschauer Str. 58a, 10243 Berlin

  Telefon: 030/29 77 32 65, Fax: 030/29 77 32 80

  E-Mail: presse@naturfreunde.de

  Internet: www.naturfreunde.de


  



  veröffentlicht im Schattenblick zum 6. August 2014


  

  Zurück zum Inhaltsverzeichnis

  

  



  [image: Schattenblick Logo]

  

  INFOPOOL / DIENSTE / WETTER


  


  

  



  AUSSICHTEN/6911: Und morgen, den 10. August 2014 (SB)


  



  +++ Vorhersage für den 10.08.2014 bis zum 11.08.2014 +++


  



  
    
      	[image: Jean-Luc 6911 Wetterfrosch - © 2014 by Schattenblick]
    


    
      	
        
          Die Sonne als Wecker,

          die Erde wird naß,

          aufwachen ist lecker,

          Jean reckt sich im Gras.
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  AUSLAND/7345: Aus aller Welt - 09.08.2014 (SB)


  



  MELDUNGEN


  



  Italiens Senatoren bringen Parlamentsreform auf den Weg


  Noch vor Beginn der Parlamentsferien haben die italienischen Senatoren in erster Lesung einer Reform ihrer eigenen Kammer zugestimmt. 183 von insgesamt 315 Senatsmitgliedern votierten am Freitag für den Gesetzentwurf, mit der Regierungschef Matteo Renzi die politische Arbeit in Rom deutlich verschlanken und effizienter machen will. In Zukunft soll es nur noch 100 Senatoren geben, die beispielsweise nicht mehr bei Vertrauensvoten über die Regierung mitabstimmen dürfen. Das soll dann allein noch dem Abgeordnetenhaus zukommen. Die Opposition war der Abstimmung geschlossen fern geblieben.


  9.August 2014
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  GESUNDHEIT/7341: Medizin und Gesundheitswesen - 09.08.2014 (SB)


  



  MELDUNGEN


  



  Steigerung der Borreliose-Fälle durch Zeckenbisse in Sachsen


  Im Bundesland Sachsen ist die Gefahr deutlich angewachsen, nach einem Zeckenbiß an Borreliose zu erkranken. Wie mdr.de berichtete, wurden nach Angaben der Landesanstalt für Gesundheitswesen bis Mitte Juli 536Fälle gemeldet. Das bedeutet eine Steigerung der Zahl an Menschen, die an dieser schweren Infektion erkrankt sind, um 161 gegenüber dem Vorjahreszeitraum. Eine Borreliose, gegen die es keine Schutzimpfung gibt und die nur mit Antibiotika behandelt werden kann, kann Herz-, Gelenk- oder Nervenerkrankungen auslösen.


  Die meisten Infektionen wurden den Angaben zufolge in dem Kreis Sächsische Schweiz-Osterzgebirge registriert, gefolgt von Dresden. Auch im Raum Meißen, Görlitz und im Erzgebirge haben sich die Fälle erhöht. Der milde Winter und das warme Frühjahr sollen die Zecken-Vermehrung begünstigt haben.


  9.August 2014
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  JUSTIZ/7345: Kriminalität und Rechtsprechung - 09.08.2014 (SB)


  



  MELDUNGEN


  



  Aus- oder Wiedereinreiseverbote für radikale Islamisten im Gespräch


  Das Innenministerium will Dschihadisten, die im Irak und Syrien gekämpft haben, die Wiedereinreise nach Deutschland verwehren. Nach Angaben von Innen-Staatssekretär Günter Kring sind Rückkehrer mit Kampferfahrung und Kontakten zu dschihadistischen Gruppen besonders gefährlich. Ihre Wiedereinreise müsse man verhindern, sagte der CDU-Politiker der Rheinischen Post. Thüringens Innenminister Jörg Gebiert (CDU) verwies auf die gegenwärtige Gesetzeslage, wonach Wiedereinreiseverbote rechtlich nicht zulässig seien. Er schlug vor, eine Ausreise in Krisengebiete zu verhindern und betreffende Personen von Sicherheitsbehörden observieren zu lassen.


  9.August 2014
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  KULTUR/7341: Sprache, Kunst und Medium - 09.08.2014 (SB)


  



  MELDUNGEN


  



  Mißhandlungsvideos möglicherweise gefälscht


  Bildern und Filmen sollte generell Mißtrauen entgegengebracht werden. Die christliche Glaubensgemeinschaft "Zwölf Stämme" in Deiningen im Landkreis Donau-Ries ist offensichtlich Opfer einer Medienberichterstattung geworden, die zum Zwecke der Sensationssteigerung zu Lasten der Vereinigung manipuliert wurde. Wie der Bayerische Rundfunk berichtete, hat Zwölf Stämme Strafanzeige gegen den RTL-Reporter Kuhnigk wegen falscher Zeugenaussage bei den Staatsanwaltschaften Augsburg und Ansbach erstattet. Dem Journalisten wird Fälschung von Dokumenten vorgeworfen. Rechtsanwalt Langhans hat indes bestätigt, daß "deutliche Indizien" dafür vorliegen, daß die Videos von Kuhnigk manipuliert wurden. Das Filmmaterial vermittelt den Eindruck, daß Mitglieder der Glaubensgemeinschaft ihre Kinder mißhandeln.


  9.August 2014
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  MILITÄR/7341: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 09.08.2014 (SB)


  



  MELDUNGEN


  



  US-Luftwaffe bombardiert erneut Extremisten-Stellungen im Irak


  Die US-Luftwaffe hat eine zweite Angriffswelle auf Stellungen der Terrormiliz Islamischer Staat (IS) im Norden des Irak geflogen. Nach Angaben eines Pentagonsprechers wurden Fahrzeuge und Artilleriegeschütze der Extremisten in der Nähe von Erbil von Drohnen und F-18-Kampfflugzeugen erfolgreich angegriffen. Dabei seien auch Laserbomben abgeworfen worden, erklärte der Sprecher. US-Präsident Barack Obama autorisierte den ersten militärischen Einsatz der USA im Irak seit drei Jahren damit, amerikanische Bürger und Einrichtungen schützen und eine humanitäre Katastrophe verhindern zu wollen.


  9.August 2014
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  POLITIK/7344: Aus Parlament und Gesellschaft - 09.08.2014 (SB)


  



  MELDUNGEN


  



  Thüringer haben genug von Schwarz-Rot


  Zweieinhalb Monate vor der Landtagswahl in Thüringen, die aktuellen Umfragen zufolge die Linkspartei gewinnen könnte, versucht Ministerpräsidentin Christine Lieberknecht die Wähler im Freistaat umzustimmen. Auf der Landesliste der Linken kandidierten Stasi-Zuträger und Befürworter von Aktionen zum Castor-Schottern, warnte die CDU-Politikerin in der Zeitung Die Welt. Thüringen brauche Kontinuität und Verläßlichkeit, und dafür stehe sie. Lieberknecht sprach sich für eine Fortsetzung der schwarz-roten Koalitionsarbeit aus, die sie als erfolgreich bezeichnete. Sollte die Linke mit ihrem Spitzenkandidaten Bodo Ramelow als stärkste politische Kraft aus dem Urnengang am 14. September hervorgehen, wäre ein rot-rotes Regierungsbündnis in Erfurt möglich.


  9.August 2014
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  SONSTIGES/7343: Tragisches und Kurioses - 09.08.2014 (SB)


  



  MELDUNGEN


  



  Gleitsegelflieger landete in einem Baum


  Im niederösterreichischen Alpenbezirk Lilienfeld wurde ein Paragleiter beim Landeanflug von einer plötzlichen Windböe überrascht. Der 31jährige hatte dabei noch Glück. Er blieb unverletzt in einem 16 Meter hohen Baum hängen. Ein Bekannter, der auch paragleitet und gerade gelandet war, alarmierte die Einsatzkräfte. Diese konnten den Pechvogel schließlich mit einem Hubsteiger aus seiner mißlichen Lage befreien und auf den Boden zurückholen. Am Ende holten die Feuerwehrmänner noch den Gleitschirm aus dem Baum und rückten wieder ab.


  9.August 2014
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  SOZIALES/7343: Arbeit, Soziales und Familie - 09.08.2014 (SB)


  



  MELDUNGEN


  



  Suche nach Obdach für Flüchtlinge nicht in allen

  Gesellschaftsschichten


  Die deutsche Bevölkerung soll zusammenrücken, um Menschen in Not eine Bleibe zu bieten und eine Überlebensmöglichkeit zu verschaffen. Im niedersächsischen Landkreis Lüchow-Dannenberg sind laut ndr.de die Einwohner von der Behörde aufgefordert worden, bei der Suche nach Wohnraum für Flüchtlinge zu helfen.


  In der Vergangenheit seien die Vermieter von selbst auf die Behörden zugekommen und hätten Wohnungen angeboten, erläuterte eine Behördensprecherin die Initiative. Doch nun seien die Kapazitäten fast erschöpft. Allein in den kommenden Monaten werde der Kreis mehr als 150 Menschen unter anderem aus Syrien, Afghanistan, dem Iran oder Somalia aufnehmen, kündigte sie weiter an. Wegen der Krisen in der Ukraine oder dem Gazagebiet werde die Zahl aber noch steigen.
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  UMWELT/7341: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 09.08.2014 (SB)


  



  MELDUNGEN


  



  Deutsche Umwelthilfe fordert bessere Kennzeichnung von Einwegflaschen


  Deutsche Umwelt- und Branchenverbände haben kritisiert, daß Konsumenten in Deutschland Einweg- und Mehrwegverpackungen von Getränken beim Kauf oft kaum unterscheiden können. Die Kennzeichnung von Einwegflaschen ist nach Einschätzung der Verbände unzureichend. Nur wer Mehrwegverpackungen erkenne, könne sich auch dafür entscheiden, begründete die Deutsche Umwelthilfe den Aufruf an den Gesetzgeber mit Verweis auf die Verpackungsverordnung. 80 Prozent der Getränke müßten danach in ökologisch vorteilhaften Getränkeverpackungen und Mehrwegflaschen abgefüllt werden. Tatsächlich liege die derzeit erreichte Quote in Deutschland nur bei 40Prozent.


  9.August 2014
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  WIRTSCHAFT/7343: Märkte und Finanzen - 09.08.2014 (SB)


  



  MELDUNGEN


  



  Erhebliche Umsatzeinbußen durch russische Sanktionen absehbar


  Unter anderem in Mecklenburg-Vorpommern drohen Unternehmen wegen des russischen Boykotts westlicher Waren drastische Einbußen. Vor allem bei Milchprodukten werden erhebliche Umsatzrückgänge befürchtet. Käse sei eines der wichtigsten Exportgüter nach Rußland, teilte die Staatskanzlei in Schwerin am Donnerstag laut ndr.de mit. Im Vorjahr sei Käse im Wert von 34 Millionen Euro geliefert worden. Das waren 13,4 Prozent des Gesamtexports nach Rußland. Größer war mit 19,4 Prozent nur der Anteil der Metallwaren, die bisher nicht von Sanktionen betroffen sind. Auf Platz drei folgten dann aber auch schon mit 9,6 Prozent pflanzliche Güter, die weitgehend ebenfalls nicht mehr geliefert werden können. Die von Rußland ausgesprochenen Sanktionen sind Folgen des Drucks der USA, dem sich Deutschland im Rahmen der Ukraine-Krise angeschlossen hat.
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  WISSENSCHAFT/6427: Aus Forschung und Technik - 09.08.2014 (SB)


  



  MELDUNGEN


  



  Forscher der Universität Zürich entdecken frühen Dinosaurier


  Schweizer Paläontologen haben in den venezolanischen Anden die versteinerten Reste eines hühnergroßen, zweibeinigen Dinosauriers entdeckt. Der auf den Namen Laquintasaura venezuelae getaufte Allesfresser ist laut Marcelo Sánchez von der Universität Zürich einzigartig, weil der Vertreter der Vogelbecken-Dinosaurier vor rund 200Millionen Jahren in der erdgeschichtlichen Übergangszeit von der Trias in den Jura lebte und es aus dieser Zeit bisher wenig Funde gebe. Nun habe man die Möglichkeit, neue Erkenntnisse über die Evolution und Ausbreitung der ausgestorbenen Reptilien zu gewinnen. Ausführliche Angaben zu dem Fund können in einer Mitteilung der Universität Zürich nachgelesen werden.
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  AUSLAND/6440: Aus aller Welt - 09.08.2014 (SB)


  



  VOM TAGE


  



  Kiew droht mit Stopp des Gastransits nach Westeuropa


  Kiew bereitet Sanktionen gegen Rußland vor. Das Parlament soll am 12. August über entsprechende Maßnahmen abstimmen. Nach Angaben von Ministerpräsident Jazenjuk liegt eine Liste mit 65 Unternehmen und über 170 Personen aus Rußland und anderen Staaten vor, welche bestraft werden sollen. Die geplanten 26 Sanktionsmaßnahmen schließen zudem die Möglichkeit ein, den Transport von russischem Gas und Öl über ukrainisches Gebiet nach Westeuropa zu unterbinden. In dem Fall müßten Pipelines in anderen Ländern eingesetzt werden. Der Zusatzaufwand würde Öl für Kunden in Europa teurer werden lassen, meldete der russische Pipelinebetreiber Transneft.


  Die Ukraine ist faktisch pleite und wird nur von Geldern der Europäischen Union und des Internationalen Währungsfonds über Wasser gehalten, wie auch Jazenjuk am Freitag einräumte. Seit November sind beim russischen Konzern Gazprom offene Rechnungen der Ukraine über 5,3 Milliarden US-Dollar aufgelaufen. Seit Mitte Juni beliefert der Gaskonzern die Ukraine nur noch gegen Vorkasse. Die geplanten Sanktionen gegen Rußland könnten die Ukraine bis zu sieben Milliarden US-Dollar kosten. Deswegen fordert Jazenjuk von den westlichen Verbündeten weitere Hilfsgelder.
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  GESUNDHEIT/6402: Medizin und Gesundheitswesen - 09.08.2014 (SB)


  



  VOM TAGE


  



  Spazierengehen gegen Demenz


  Bekanntlich leiden Senioren mit zunehmendem Alter vermehrt an Demenz. David Llewellyn von der University of Exeter und Mitarbeiter haben jetzt einen weiteren Grund gefunden, der dafür verantwortlich sein könnte. Eine prospektive Beobachtungsstudie hatte laut Deutschem Ärzteblatt ergeben, daß Demenz auch auf eine niedrige Vitamin D-Konzentration zurückgeführt werden kann. Da Vitamin D-Mangel im höheren Alter nicht selten dadurch hervorgerufen werden kann, daß sich Senioren zu wenig im Freien aufhalten, liegen die entsprechenden Maßnahmen auf der Hand. Statt allein auf eine Vitamin D-Substitution zu setzen, könnte maßvolles Bewegen im Freien ausgesprochen hilfreich sein.
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  JUSTIZ/6429: Kriminalität und Rechtsprechung - 09.08.2014 (SB)


  



  VOM TAGE


  



  Vergleichszahlung führender IT-Konzerne unzumutbar zu niedrig


  Die IT-Unternehmen Apple, Google, Intel und Adobe können die Sammelklage einer Reihe ihrer Mitarbeiter nicht mit Zahlung von 324,5 Millionen Dollar aus der Welt schaffen. Die zuständige Richterin an einem Gericht in San Jose fand die Vergleichssumme für unzumutbar zu niedrig. Den Unternehmen wird vorgeworfen, sich abgesprochen zu haben, untereinander keine Spezialisten abzuwerben. Die betroffenen IT-Experten sehen darin den Versuch der Lohndrückerei. 2011 reichten sie eine entsprechende Sammelklage ein, mit der sie drei Milliarden Dollar Schadenersatz forderten. Die vier Unternehmen hatten im April einen weiteren Rechtsstreit mit Zahlung der Vergleichssumme zunächst abgewehrt.


  9.August 2014


  



  
    

    Copyright 2014 by MA-Verlag

    Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

    Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

    Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

    Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

    E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

    Internet: www.schattenblick.de
    

  


  

  Zurück zum Inhaltsverzeichnis

  

  



  [image: Schattenblick Logo]

  

  INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE

  



  KULTUR/6355: Sprache, Kunst und Medium - 09.08.2014 (SB)


  



  VOM TAGE


  



  NDR macht Manipulationen bei Ranking-Sendungen öffentlich


  Aufgeschreckt durch den Skandal um die ZDF-Show "Deutschlands Beste!" haben auch andere Sender nachgeforscht, ob in ihren Redaktionen ähnliche Manipulationen bei Ranking-Shows vorgenommen wurden. Beim Norddeutschen Rundfunk (NDR) ist man fündig geworden und in die Offensive gegangen.


  Nach einem Online-Bericht von N24 wurden bei neun von 58 seit 2011 gesendeten Fernseh- beziehungsweise Radio-Beiträgen Unregelmäßigkeiten beim Ranking festgestellt.


  Betroffen seien TV-Sendungen wie "Die schönsten Mühlen Norddeutschlands" und "Die schönsten Gärten und Parks des Nordens", so der NDR. Wobei die Mühlen-Sendung nicht wirklich zählt, weil die Vorstellung eines Museums mit Mühlenmodellen nur versehentlich in die Auswahl aufgenommen wurde und später herausgenommen werden mußte.


  Im Fall der "schönsten Gärten" war der Hamburger Innenstadtpark "Planten und Blomen" mit Platz 11 knapp gescheitert. Doch wegen des attraktiveren Bildmaterials entschied die Redaktion, das Voting zu ignorieren und den Rhododendronpark Ammerland zu Gunsten des Hamburger Parks zu kippen.


  In den restlichen Fällen scheint es vor allem um Radio-Sendungen zu gehen, bei denen von den Moderatoren der Eindruck erweckt wurde, die Zuhörer hätten mit ihrer Stimme Einfluß auf ein finales Ergebnis. Tatsächlich trafen aber die Redaktionen die Entscheidungen.


  Entlarvend war da der Einwand, das würde seit Jahrzehnten so gehandhabt. Allerdings ist das Argument nicht von der Hand zu weisen, es bestünde sonst die Gefahr, daß immer wieder Fangruppen von Künstlern oder auch Plattenfirmen die Votings von außen beeinflußten.


  NDR-Intendant Lutz Marmor entschuldigte sich und kündigte die Prüfung von arbeitsrechtlichen Konsequenzen an. Zudem gebe es neue Leitlinien zu Online-Votings, die künftig restriktiver eingesetzt würden.
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  MILITÄR/6418: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 09.08.2014 (SB)


  



  VOM TAGE


  



  US-Botschafterin warnt vor humanitärer Hilfe Moskaus in der Ukraine


  Die russische Regierung hat vorgeschlagen, die Zivilbevölkerung im ostukrainischen Bürgerkriegsgebiet durch Einrichtung eines humanitären Korridors mit Hilfsgütern zu versorgen und ihr die Flucht zu ermöglichen. Die US-Regierung sieht vorab darin einen Vorwand zum Einmarsch russischer Truppen in die Ukraine. Die Uno-Botschafterin der USA, Samantha Power, sagte am Freitag während einer Sitzung des Sicherheitsrats in New York, jede einseitige Intervention Rußlands auf ukrainischem Staatsgebiet etwa unter dem Deckmantel humanitärer Hilfe wäre äußerst alarmierend und völlig inakzeptabel. Laut Power sollten internationale Organisationen und nicht Rußland in der Ostukraine dringend benötigte humanitäre Hilfe leisten. Der Uno-Generalsekretär Ban Ki Moon vertrat am Freitag die Auffassung, daß die ukrainische Regierung und ihre westlichen Verbündeten Herr der Lage in der Ostukraine sind. Sollte sich dort die humanitäre Situation weiter verschlechtert oder sollten die nationalen Bemühungen nicht mehr ausreichen, stünden die Vereinten Nationen bereit, zusätzliche Hilfe zu prüfen, so Ban. Er räumte ein, daß sich die Lebensumstände der Zivilbevölkerung in der Ostukraine aufgrund der Kämpfe ständig verschlechtern und daß die Zahl der Flüchtlinge wächst. Vor allem die Wasserversorgung müßte wieder aufgebaut werden.
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  POLITIK/6433: Aus Parlament und Gesellschaft - 09.08.2014 (SB)


  



  VOM TAGE


  



  Außenamt fordert Namenslisten der in Deutschland eingesetzten Agenten


  Die Bundesregierung möchte gerne von ihren Verbündeten und in Deutschland diplomatisch vertretenen Staaten erfahren, welche Agenten diese etwa bei Behörden, Bundeswehr, Kultureinrichtungen und ausländischen Konsulaten eingesetzt haben. Die Botschafter wurden bereits am Mittwoch vom Auswärtigen Amt aufgefordert, die Namenslisten der aktiven Agenten vorzulegen. Spiegel Online berichtete darüber am Freitag. Mit der diplomatischen Offensive will das Außenministerium zwischen der Bundesregierung und den Botschaften "einen gemeinsamen Sachstand" herstellen.
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  SONSTIGES/6405: Tragisches und Kurioses - 09.08.2014 (SB)


  



  VOM TAGE


  



  Hundehalter auf einer Alm von Kühen schwer verletzt


  Auf dem Hohen Veitsch in der Steiermark ist ein 68 Jahre alter Mann beim Überqueren einer Weide von etwa zehn Kühen angegriffen und schwer verletzt worden. Der Rentner mußte mit dem Rettungshubschrauber ins Krankenhaus geflogen werden. Die ihn begleitende 46jährige Tochter kam mit dem Schrecken davon, während der Hund des Mannes leichte Blessuren davontrug.


  Ein Teil der Herde war auf die Wanderer zugestürmt, hatte den Mann überrannt, hochgeschleudert und nach seinem Sturz mit den Köpfen attackiert.


  Wie das ORF Fernsehen berichtete, war es der dritte derartige Vorfall in der österreichischen Steiermark innerhalb weniger Wochen. Ebenfalls auf einem markierten Wanderweg war Ende Juli eine Deutsche in Begleitung ihres Hundes im Stubaital von Kühen angegriffen und getötet worden.


  Meistens sind in solchen Fällen Hunde im Spiel, die von den Rindern als Bedrohung angesehen werden. Die Bergwacht riet den Haltern dazu, ihre Vierbeiner nicht an die Leine zu nehmen beziehungsweise diese loszulassen, wenn Kühe auftauchen. Sonst würden sie Gefahr laufen, selbst Ziel eines Angriffs zu werden. Außerdem können sich die Hunde unangeleint viel besser in Sicherheit bringen.
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  SOZIALES/6430: Arbeit, Soziales und Familie - 09.08.2014 (SB)


  



  VOM TAGE


  



  Jesiden protestieren gegen Verfolgung durch IS-Miliz im Nordirak


  Im Nordirak werden Jesiden von Milizen der Bewegung Islamischer Staat brutal verfolgt. Nach Angaben der Gesellschaft für bedrohte Völker wurden innerhalb weniger Tage mindestens 300 Jesiden getötet und rund 500jesidische Frauen gefangengenommen. Tausende Jesiden mußten in das Sindschar-Gebirge fliehen, wo sie nur notdürftig versorgt werden können.


  In Deutschland leben mehr als 50.000 Jesiden. Sie organisieren seit einigen Tagen Kundgebungen, um gegen die Vorgänge in ihrem Heimatland zu protestieren. Für Samstag wurde eine Demonstration in Bielefeld mit bis zu 10.000 Teilnehmern angemeldet. Kleinere Protestkundgebungen hat es am Mittwoch und Freitag in Herford gegeben. Auch in Dortmund demonstrierten einige hundert Jesiden.
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  UMWELT/6413: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 09.08.2014 (SB)


  



  VOM TAGE


  



  DWD: Vermehrte Unwetter Folge des Klimawandels


  In letzter Zeit häufen sich die Unwetterwarnungen des Deutschen Wetterdienstes (DWD). Wie dpa meldete, habe der DWD seit Anfang Juni an 36 von 66 Kalendertagen amtliche Unwetterwarnungen herausgegeben. Als Erklärung hierfür gaben die zuständigen Meteorologen an, daß an den ungewöhnlich vielen Unwettern der vergangenen Wochen eine sonst eher seltene Großwetterlage verantwortlich sei. An 19 Tagen habe die Wetterlage Tief Mitteleuropa (TM) geherrscht, eine für Zentraleuropa immer wieder gefährliche Lage. Vor allem im Sommer bestehe durch sie eine erhöhte Unwettergefahr mit Starkniederschlägen. Fraglos sei das ein weiteres Zeichen des Klimawandels, so die DWD-Meteorologen.
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  WIRTSCHAFT/6417: Märkte und Finanzen - 09.08.2014 (SB)


  



  VOM TAGE


  



  Amazon aktiviert Logistikzentren in Polen und Tschechien


  Der Online-Versandhändler Amazon will einen Teil der in Deutschland ausgelieferten Waren künftig über Verteilzentren in Polen und Tschechien laufen lassen. Das könnte die Position der Mitarbeiter in den deutschen Verteilzentren schwächen. Die Belegschaften dort fordern mit Unterstützung durch die Gewerkschaft Verdi, daß das US-Unternehmen Tarifverträge eingeht, wie sie im Einzelhandel üblich sind. Weil Amazon Verhandlungen mit der Gewerkschaft für unnötig hält und darauf beharrt, als Logistikunternehmen eingestuft zu werden, haben die Mitarbeiter in Deutschland durch wiederholte Streiks selbst in der Vorweihnachtszeit verstärkten Druck auf ihren Arbeitgeber ausgeübt. Die Zeitung Die Welt berichtete von einem Schreiben Amazons an deutsche Verlage, wonach diese rund 40 Prozent ihren Waren über die neuen Logistikstandorte in Polen und Tschechien an ihre inländischen Kunden zu schicken hätten. Dem Bericht zufolge sind die Verlage nicht bereit, die deswegen anfallenden Zusatzkosten zu übernehmen.
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  WISSENSCHAFT/6435: Aus Forschung und Technik - 09.08.2014 (SB)


  



  VOM TAGE


  



  Yahoo will End-zu-End-Verschlüsselung für E-Mails anbieten


  Seit im Netz das Schnüffeln der Geheimdienste - vornehmlich aus den USA - Thema ist, wird der Wunsch nach Privatsphäre zunehmend lauter. Dem tragen immer mehr E-Mail-Dienste Rechnung, indem sie das Verschlüsseln von Nachrichten anbieten. So meldete Heise, daß jetzt auch Yahoo eine Ende-zu-Ende-Verschlüsselung zur Verfügung stellen will. Ab 2015 soll es Yahoo-Mail-Nutzern möglich sein, verschlüsselte Nachrichten über die Mail-App verschicken zu können. Nur noch die Betreffzeile soll weiterhin als Klartext lesbar sein. Umsatzeinbußen soll Yahoo nicht befürchten, obwohl das Unternehmen verschlüsselte Nachrichten nicht mehr für Werbezwecke durchleuchten kann. Schließlich hätten Nachrichten, die Nutzer verschlüsselten, wohl kaum einen kommerziellen Wert, meinte Chief Information Security Officer Alex Stamos.
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  GAZA/067: Waffengang und Widerstand - im Würgegriff Gaza ..., der Arzt Dr. Basem Naim im Gespräch (Martin Lejeune)


  



  Grund- und Menschenrechte - nicht für uns?


  Interview eines Journalisten aus Gaza-Stadt mit Dr. Basem Naim am 6. August 2014


  von Martin Lejeune


  



  Der Arzt und Chirurg Dr. Basem Naim gehörte für die Hamas sieben Jahre lang der palästinensischen Regierung an und war während dieser Zeit zudem etwa vier Jahre Minister für Jugend und Sport. Martin Lejeune sprach mit ihm in Gaza-Stadt.


  



  [image: Im Gespräch mit Martin Lejeune - Foto: © 2014 by Martin Lejeune]


  Dr. Basem Naim

  Foto: © 2014 by Martin Lejeune

  



  Martin Lejeune: Darf ich Sie bitten, sich vorzustellen und kurz auf Ihre politische Laufbahn einzugehen?


  Basem Naim: Vielen Dank. Meine Name ist Basem Naim. Ich bin Arzt und ausgebildeter Chirurg. Ich war ungefähr sieben Jahre lang Gesundheitsminister der palästinensischen Regierung und während dieser Zeit etwa vier Jahre auch Minister für Jugend und Sport. Neben anderen Funktionen war ich zuletzt Berater für Internationale Angelegenheiten des Premierministers.


  ML: Könnten Sie aus Ihrer Perspektive kommentieren, was seit Beginn des jüngsten Angriffs auf den Gazastreifen geschehen ist?


  BN: Wir sprechen hier über eine eindeutige Aggression gegen unser Volk - die Palästinenser im allgemeinen und Gaza im besonderen. Wir befinden uns in einem besetzten Gebiet. Nach internationalem Recht sollte die Besatzungsmacht die Zivilbevölkerung und die Infrastruktur schützen. Die Angriffe begannen am 6. Juli auf Grundlage einer fabrizierten Erklärung: Im Westjordanland wurden drei Siedler entführt und später getötet. Daraufhin wurden mehr als tausend Palästinenser verhaftet, wobei die meisten von ihnen Führungspositionen in der Hamas bekleideten. Tausende Häuser wurden durchsucht, und wie wir aus verschiedenen Berichten, darunter auch dem eines bekannten deutschen Journalisten, der diese Vorfälle recherchiert hat, wissen, handelte es sich um eine fabrizierte Geschichte, da die drei Siedler in Wirklichkeit bei einer privaten Auseinandersetzung getötet wurden.


  Dennoch griffen die Israelis den Gazastreifen an und zerstörten am 6. Juli zunächst einen Tunnel, wobei sechs Palästinenser getötet wurden, bei denen es sich überwiegend um Unterstützer der Hamas handelte. Wir haben wiederholt offen und über Mediatoren klar zum Ausdruck gebracht, daß wir an dieser Konfrontation nicht interessiert sind. Wir haben versucht, sie zu vermeiden. Vor dem Angriff hat die Regierung von Gaza alles Erdenkliche unternommen, um die Grenze ruhigzuhalten.


  Israel hat diesen Angriff seit Monaten geplant. Wir haben vielfach erlebt, daß die Israelis gezielt Zivilisten und zivile Infrastruktur angriffen: Sie haben 74 Familien vollständig ausgelöscht, sie haben Krankenhäuser und Schulen angegriffen, darunter sogar solche, die von der UNO als Schutzräume eingerichtet worden waren.


  ML: Liegen Ihnen genaue Zahlen vor, wie viele Häuser und Schulen zerstört wurden?


  BN: Wir sprechen von über 30.000 Häusern, die angegriffen, und 10.000 von ihnen, die vollständig zerstört wurden. Wir sprechen von über 120 betroffenen Schulen, wovon sieben direktes Angriffsziel waren. Dabei wurden Massaker verübt, bei denen jeweils zwischen zehn und zwanzig oder teilweise sogar zwischen 50 und 70 Menschen getötet wurden. Sie haben das einzige Kraftwerk zur Stromversorgung im Gazastreifen wie auch die Infrastruktur zur Trinkwasserversorgung und Abwasserbeseitigung angegriffen. Sie haben Familien angegriffen, wenn diese sich zu bestimmten Gelegenheiten am Ende des Ramadan versammelten. Wir haben klar gesehen, daß sich alle Soldaten in Panzern befanden, die unsere Leute angriffen.


  Ich muß zu meinem Bedauern sagen, daß die Palästinenser insgesamt sehr frustriert, betroffen und aufgebracht sind, und das nicht nur, was die israelische Aggression betrifft, sondern auch wegen der Position der internationalen Gemeinschaft inklusive der Institutionen der UNO. Sie haben den Israelis grünes Licht gegeben, diese Aggression loszutreten und Verbrechen zu verüben, indem sie die israelische Begründung der drei getöteten Siedler als Fakt akzeptiert haben, obgleich sie später widerlegt worden ist. Während des Angriffs auf Gaza haben sie die Geschichte von Rafah akzeptiert, wonach ein israelischer Soldat entführt worden sein soll. Barack Obama, John Kerry und selbst Ban Ki-moon haben erklärt, daß das nicht hinzunehmen sei und die Hamas diesen Soldaten freilassen solle. Später stellte sich jedoch heraus, daß der Soldat auf israelischer Seite getötet worden war. Dennoch wurden daraufhin mehr als 300 Palästinenser in Rafah getötet.


  Was die Palästinenser fordern, bedarf zu seiner Erfüllung keines Kriegs und keiner Aggression. Wir fordern die Aufhebung des Belagerungszustands und die Öffnung der Grenzen, damit die Palästinenser die Chance haben, sich wie jeder andere Mensch frei in aller Welt zu bewegen und Lebensmittel und Medikamente zu bekommen. Es muß keinen Krieg mit mehr als 2000 getöteten und über 10.000 verwundeten Palästinensern geben. Wir sprechen nicht von einem unabhängigen Staat oder anderen weitreichenden Forderungen, wir sprechen über einfache, grundlegende Rechte, zu leben wie Menschen anderswo auf der Welt.


  ML: Wie ich hier erfahren habe, standen bei diesem Krieg auf palästinensischer Seite Menschen in vorderster Front, die dem alltäglichen Leben entstammen: Lehrer, Schüler, Ingenieure, die mitten aus der Bevölkerung kommen. Trifft es zu, daß es sich um Menschen verschiedenster Herkünfte und gesellschaftlicher Schichten handelte?


  BN: Auf politischer Ebene unterstützen alle Menschen, die hier leben, das Recht der Palästinenser, gegen die Okkupation Widerstand zu leisten und sich für das Recht auf einen unabhängigen Staat mit Ost-Jerusalem als Hauptstadt einzusetzen. Diese Übereinkunft findet man in allen Fraktionen und sozialen Verhältnissen. Das ist das eine. Zum zweiten könnte es durchaus zutreffen, daß Menschen aus sehr verschiedenen Berufen am Widerstand teilnehmen. Aber wir sprechen davon, daß sie vor den Panzern kämpfen. Ich weiß nicht, wie lange Sie schon hier sind, aber wenn es zwei oder drei Wochen sind, haben Sie mit Sicherheit keinen bewaffneten Mann gesehen.


  ML: Ich bin seit dieser Zeit hier und habe währenddessen keinen einzigen bewaffneten Palästinenser gesehen.


  BN: Das heißt, daß sich die Kämpfer nicht unter der Bevölkerung, nicht in den Häusern oder in der Nähe von Schulen und Moscheen aufhalten. Selbst wir haben sie nicht gesehen. Sie halten sich an der Front auf und kämpfen dort gegen die Israelis, wobei es eine Ehre für uns ist, daß unsere Kämpfer genau wissen, was, wo und wann sie etwas tun.


  ML: Sie fügen Zivilisten keinen Schaden zu?


  BN: Niemals. Sie können hier Menschen aus allen sozialen Schichten, Berufen und politischen Fraktionen fragen und werden eine klare Botschaft der Unterstützung des Widerstands und des Kampfs für unsere Rechte bekommen. Wir sprechen über grundlegende Rechte. Warum ist es Palästinensern jeglicher Berufe verboten, sich dem Widerstand anzuschließen, aber zugleich erlaubt, 70.000 Israelis zu mobilisieren, die gleichermaßen Ingenieure, Ärzte, etc. sind, um sie an die Grenze von Gaza zu schicken und unsere Leute zu töten? Auch sie sind Zivilisten, oder etwa nicht? Überall auf der Welt, in Deutschland, Frankreich, den USA unterstützen Menschen aller Lebensbereiche den Widerstand gegen eine Diktatur oder Okkupation. Ebenso ist es für alle Palästinenser eine Ehre, das zu tun.


  ML: Welchem Zweck diente Ihres Erachtens der Angriff auf Zivilisten und die zivile Infrastruktur? Könnte ein Grund die Absicht sein, die Unterstützung und Versorgung des Widerstands zu schwächen oder zu unterbinden?


  BN: Ich glaube, diese Vorgehensweise hatte mehrere Gründe. Wenn Sie unsere Geschichte seit 1948 studieren, finden sie fast jedes Jahr und mitunter sogar monatlich Massaker der Israelis an unserem Volk: In Deir Yasin, Chan Yunis, Kafr Quassem, Karantina, Sabra und Schatila - es ist die Ideologie der israelischen Armee und der Israelis im allgemeinen, in ihrer Kriegsführung die größtmögliche Feuerkraft zu entfalten, um Massaker zur Vertreibung von Menschen zu verüben. In früheren Jahren wie 1948, 1956, 1967 und 1973 flohen die angegriffenen Menschen aus dem Norden Palästinas in den Gazastreifen und manchmal nach Jordanien, Ägypten oder vielleicht sogar nach Europa. Diesmal haben wir keinen Zugang zu Rückzugsgebieten.


  Zum zweiten versuchen die Israelis jedesmal, wenn sie auf irgendeine Weise vom Widerstand angegriffen werden, sich an Zivilisten zu rächen. Unsere Kämpfer haben Soldaten angegriffen, die Soldaten greifen Zivilisten an. Wenn die Israelis im Feld unterliegen, nehmen sie Rache. Das wissen wir seit jeher. Wenn also gute Nachrichten von der Front eintreffen, erwarten wir jedesmal eine sehr schlimme Nacht. In allen Fällen früherer Massaker war es zuvor zu einer heftigen Schlacht gekommen, in der unsere Kämpfer in der Lage waren, der israelischen Armee Widerstand entgegenzusetzen.


  Zum dritten glauben die Israelis, daß sich der Widerstand ohne die Unterstützung der Bevölkerung nicht entfalten kann, zumal unter dem Belagerungszustand, der Schließung der Grenzen und der Isolation. Sie bestrafen alle, die den Widerstand unterstützen. Ich habe von vielen Leuten gehört, daß sie einen Anruf der IDF bekamen, sie müßten ihr Haus verlassen und ihre ganze Familie mitnehmen, weil das Gebäude angegriffen würde. Auf die Frage, warum das Haus angegriffen werde, obgleich man nichts mit der Hamas zu tun habe, erhielten sie zur Antwort, sie hätten es geduldet, im selben Gebäude mit einem "Terroristen" zu wohnen. Ziel dieser Strafmaßnahme war es nicht zuletzt, die Bewohner bei ihrer Rückkehr mit dem zerstörten Haus zu konfrontieren, um den Widerstand zu brechen. Man bestrafte die Menschen und wollte ihre Überzeugungen brechen. Dieses Bild wird wie eingebrannt im Bewußtsein der Menschen in Gaza bleiben.


  Leider muß ich sagen, daß die Weitsicht der Israelis zu wünschen übrigläßt. Wir sprechen über ein politisches Problem und nicht einen geographischen Konflikt. Die Okkupation kann nicht durch Bestrafung akzeptabel gemacht werden. Die Menschen sind begierig danach, frei zu werden, sich frei zu bewegen, frei zu sprechen, frei zu essen, frei zu träumen. Etwas anderes wollen wir nicht. Wir fordern nur unsere Freiheit. Die internationale Gemeinschaft, die 1948 den Staat Israel geschaffen hat, schuf bei der Teilung Palästinas zwei Staaten. Warum sorgt sie sich nur um den einen und unterdrückt den anderen? Als wir von einem eigenen Staat sprachen, wurde die Zwei-Staaten-Lösung international als Lösung akzeptiert. Warum kann man nicht auch diesen anderen Staat unterstützen? Fragt man die Palästinenser, wird man stets dieselbe Antwort bekommen: Sie unterstützen den Widerstand, weil es um grundlegende Rechte geht.
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  Langjähriges Regierungsmitglied zur Position der Hamas

  Foto: © 2014 by Martin Lejeune

  



  ML: Die Kämpfer des Widerstands entstammen allen Fraktionen, allen Altersstufen und allen sozialen Schichten. Sie repräsentieren also die Bevölkerung. Warum sollte die Bevölkerung sie nicht unterstützen? Wenn es eine Strategie der Kriegsführung war, diese Unterstützung zu brechen, hat sie offensichtlich ihr Ziel verfehlt.


  BN: Sie verfehlt ihr Ziel, weil sie ein politisches Problem mit militärischer Gewalt lösen will. Es handelt sich ja nicht um die erste derartige Aggression, denn wir sprechen über 66 Jahre dieses Konflikts. Es ist nicht nur das Problem der Hamas, die noch gar nicht so alt ist.


  ML: Dieser Konflikt existierte ja sogar schon vor 1948.


  BN: So ist es. Wir sollten uns daher nicht auf die Hamas und den islamischen Widerstand konzentrieren. Unsere Botschaft ist klar: Wir sind ein Volk unter Besatzung und haben ein Recht auf Widerstand.


  ML: Haben die Palästinenser überhaupt eine andere Wahl, wenn sie angegriffen werden, als sich zu verteidigen? Sie sind ja die schwächere Seite in diesem Konflikt. Haben sie eine Chance, nicht nur zu reagieren, sondern eine politische Lösung herbeizuführen, oder ist das der israelischen Seite vorbehalten, weil sie die stärkere ist?


  BN: Überlegene Waffentechnologie ist nicht der einzige Faktor in diesem höchst komplizierten Konflikt.


  ML: Israel ist auch ökonomisch überlegen und wird von den USA und den europäischen Staaten unterstützt.


  BN: Wir stellen nicht in Abrede, daß Israel insgesamt stärker ist und die überlegene Waffengewalt ins Feld führen kann. Die Geschichte lehrt jedoch, daß nirgendwo auf der Welt militärische Gewalt auf Dauer ausreichte, um Menschen zu besiegen, die für ihre Freiheit kämpfen: Vietnam, Korea, der französische Widerstand gegen die Nazis, Spanien gegen die Faschisten, die Algerier gegen Frankreich. Israels Stärke ruht auf zwei Pfeilern, nämlich auf der militärischen Gewalt und dem Image in Europa und den USA. Das Image eines demokratischen Staates, der die Menschenrechte respektiert, der ein Teil des Westens ist, hat diesmal schweren Schaden genommen. Wenn man Meinungsumfragen durchführt, wird man feststellen, daß Israels heutiges Ansehen nicht mehr mit dem vor 20 Jahren zu vergleichen ist. Heute demonstrieren die Menschen selbst vor dem Weißen Haus, in New York, London und deutschen Städten gingen Tausende auf die Straße.


  Und selbst wenn Israel militärisch überlegen ist, hat auch diese Übermacht ihre Grenzen. Man hat Tausende Häuser zerstört, ganze Familien, Kinder getötet. Das läßt sich nur noch mit Chemiewaffen oder der Atombombe steigern. Aber sie können Gaza nicht mit Bodentruppen einnehmen. Sie haben das nahe der Grenze versucht, aber dabei hohe Verluste davongetragen. Sie können die Städte angreifen, aber sie nicht erobern und so den Sieg erringen. Es gab Zeiten, in denen Israel den ganzen Gazastreifen mit zwei Jeeps und acht Soldaten kontrollieren konnte. Heute kann ein Jeep nach Ramallah fahren, einen Menschen festnehmen und wieder verschwinden. Doch letzten Endes hat jede militärische Gewalt ihre Grenzen. Die Amerikaner haben Afghanistan vierzehn Jahre lang besetzt, doch am Ende nichts erreicht. Nun versuchen sie, wieder abzuziehen, da sie jeden Tag Soldaten verlieren, zuletzt einen ihrer ranghöchsten Offiziere, der von einem Afghanen getötet wurde, den sie selbst ausgebildet haben. Sie haben den Irak okkupiert und mußten wieder abziehen. Man kann militärische Übermacht nicht immer auf Bodenkämpfe übertragen.


  Wir sind die schwächere Seite in diesem Konflikt, doch wir haben das Recht als Volk unter Besatzung, uns zu verteidigen. Wir werden von Millionen Menschen in aller Welt unterstützt, nicht nur in der arabischen Welt, sondern auch in Europa und selbst in Lateinamerika. Zudem haben die Israelis ihre Schwächen auch im eigenen Land.


  ML: Welche Möglichkeiten stehen der Hamas als politische Partei offen, dieses politische Problem zu lösen?


  BN: Die Hamas hat im Jahr 2006 akzeptiert, Teil des politischen Prozesses zu werden. Sie hat an den Wahlen teilgenommen und sie gewonnen. Das Wahlergebnis wurde jedoch nicht akzeptiert. Das ist nicht unser Fehler. Zweitens haben wir durchweg gesagt, daß wir unter einer Besatzung leben und Freiheit und Unabhängigkeit fordern. Wir haben zwei politische Optionen: Abbas verhandelt seit 20 Jahren ohne Ergebnis mit den Israelis. Wenn er ein unabhängiges Palästina in den Grenzen von 1967 mit Ost-Jerusalem als Hauptstadt und das Rückkehrrecht erreichen könnte, würde ihm die Hamas keinen Knüppel zwischen die Beine werfen und zustimmen. Oder wir können mit Israel einen Waffenstillstand für zehn oder zwanzig Jahre vereinbaren, wenn wir im Gegenzug ein Territorium in den Grenzen von 1967, Freiheit und Unabhängigkeit bekommen, wie dies von der internationalen Gemeinschaft akzeptiert worden ist. Nach 20 Jahren haben wir dann eine neue Generation.


  Man kann von einem Volk nicht verlangen, aufzugeben und die weiße Flagge zu hissen, während man seine Familien und Kinder tötet, seine Häuser zerstört. Gib dem Volk eine Chance, sich in zehn, fünfzehn oder zwanzig Jahren wieder aufzurichten, eine neue Vision zu entwerfen, die Wirtschaft zu entwickeln, in Freiheit zu leben. Wir haben nichts zu verlieren. Wenn wir ein richtiges Leben hier in Gaza und im Westjordanland führen können, uns frei bewegen, frei sprechen und frei arbeiten können, verfügen wir über etwas, das uns von jeder Form von Gewalt fernhält.


  ML: Kann ich Sie mit der Aussage zitieren, daß die Hamas Israel unter bestimmten Bedingungen einen zwanzigjährigen Waffenstillstand anbietet?


  BN: Wir können einen Waffenstillstand von zehn, fünfzehn oder zwanzig Jahren akzeptieren, ohne gegenseitige Anerkennung und mindestens in den Grenzen von 1967, in Freiheit und unter Wahrung des Rückkehrrechts.


  ML: Seit Juni gibt es eine neue Einheitsregierung von Fatah und Hamas. Welche Prioritäten setzt die Hamas in dieser Regierung?


  BN: Wir fühlen uns der Einheitsregierung verpflichtet. Es war eines der Ziele des Widerstands, dieser Regierung eine Chance zu geben, in Gaza und im Westjordanland frei zu arbeiten. Die Situation vor dem Angriff auf den Gazastreifen war jedoch eine andere als die hinterher. Jetzt sind 30.000 Häuser, die meisten Schulen und Krankenhäuser zerstört. Das erste Ziel der Regierung wird daher der Wiederaufbau des Gazastreifens und die Unterbringung der rund 700.000 Menschen sein, die jetzt auf der Straße, in Notunterkünften oder bei Verwandten leben.


  ML: Abdallah Frangi sprach gestern mir gegenüber von 600.000 obdachlosen Menschen.


  BN: Es ist nicht möglich, genaue Zahlen zu nennen. Beispielsweise hat mein Bruder vier Familien in seinem Haus aufgenommen. Das geschieht auf informellen Wegen über Nachbarn. Es mögen insgesamt 600.000, 700.000 oder noch mehr Menschen ohne eigene Wohnung sein. Die Unterbringung dieser Menschen, der Wiederaufbau von Häusern und Schulen, die Wiederherstellung der Infrastruktur wie Strom, Wasser und Abwasser sind die vordringlichsten Ziele.


  ML: Sind diese Ziele zu erreichen, solange die Blockade fortbesteht?


  BN: Mit Sicherheit nicht. Man kann nicht 30.000 Häuser wiederaufbauen, wenn man sich in einem abgeriegelten Territorium befindet. Man braucht Baustoffe und viele andere Dinge für den Wiederaufbau, wobei man ja darüber hinaus auch neue Möbel und andere Einrichtungsgegenstände benötigt.


  ML: Auf internationaler Ebene wird die Hamas häufig wegen ihrer Kooperation mit Katar und der Türkei, beides Verbündete der USA, kritisiert. Die USA wiederum sind der engste Verbündete Israels. Warum fokussiert sich die Hamas auf solche Partner? Ich habe diese Kritik auch hier in Gaza gehört, daß man sich damit auf Kräfte einläßt, die den Widerstand nicht langfristig unterstützen, weil sie strategische Partner der USA sind.


  BN: Dieser Konflikt ist sehr kompliziert. Es gibt ein breites Spektrum palästinensischer Fraktionen, das von jenen, die zur Zusammenarbeit mit Israel bereit sind, bis zu entschiedenen Gegnern Israels reicht. Vor Jahren kooperierte die Hamas mit der Hisbollah und dem Iran. Auch das wurde kritisiert. Als wir aus Syrien vertrieben wurden, war nur Katar bereit, uns aufzunehmen. Die Palästinenser haben immer versucht, sich in der Region neutral zu verhalten. Wir sind bereit, mit jedem Land, jeder Gesellschaft, jeder Institution, die bereit ist, uns zu unterstützen, ohne Vorbedingungen zu kooperieren. Das bedeutet, daß wir mit Katar zusammenarbeiten. Zuvor hatten wir gute Beziehungen zum Iran, zur Hisbollah, zu Algerien. Wir sind ein Volk unter Besatzung. Wir haben gute Beziehungen zu vielen Ländern Lateinamerikas, von denen wiederum viele gute Beziehungen zu Israel haben. Solange man mit irgendeiner Seite zusammenarbeitet, ohne dafür einen Preis zu zahlen, ist es meines Erachtens keine falsche Strategie.


  Wenn sich ein Land wie die Türkei oder Katar bereiterklärt, uns zu unterstützen, damit wir unsere Häuser und unsere Infrastruktur wiederaufbauen und Gehälter auszahlen können, während viele andere Länder nichts dergleichen tun - welche andere Wahl haben wir da? Für dieses Geld zahlen wir keinen politischen Preis. Katar hat zu keinem Zeitpunkt verlangt, daß wir den Widerstand einstellen, keine Raketen mehr abfeuern oder Gesprächskanäle zu Israel öffnen. Wenn ein Land wie die Türkei uns hilft oder der UN-Sicherheitsrat uns diplomatisch unterstützt, sagen wir nicht nein. Es gibt ja auch Fraktionen der PLO, die Israel anerkennen und ausgezeichnete Beziehungen zu den USA haben. Alle Fraktionen der PLO akzeptieren die Position der PLO-Führung.


  ML: In der EU und in Deutschland wird die Hamas als terroristische Organisation eingestuft. Hat das negative Folgen für die Hamas und wie ist diese Einstufung aus Ihrer Sicht zu erklären?


  BN: Das beeinträchtigt die Hamas natürlich und schränkt unsere Bewegung in Richtung der internationalen Gemeinschaft, Europas und des Westens ein. Wir können die Implikationen dieser Situation nicht bestreiten. Es stellt sich jedoch die Frage, wie Terrorismus definiert wird. Warum ist es kein Terrorismus, die Kämpfer in Syrien mit Waffen zu unterstützen? Warum ist es kein Terrorismus, den Iran mit allen erdenklichen Waffen anzugreifen? Warum ist es kein Terrorismus, Libyen anzugreifen und dort gewaltsam einen Regimewechsel herbeizuführen? Warum ist die Okkupation Afghanistans kein Terrorismus? Ich habe zwischen 1980 und 1985 in Deutschland erlebt, wie dieselben Mudschaheddin in Afghanistan, die man zuvor unterstützte, plötzlich als Terroristen bezeichnet wurden. Warum ist es erlaubt, daß 2000 Amerikaner und viele Europäer nach Israel kamen und als Freiwillige mit der israelischen Armee zusammenarbeiteten, um uns anzugreifen? Warum wird das eine akzeptiert und das andere als Terrorismus bezeichnet?


  Nach internationalem Recht sind wir ein Volk unter Besatzung und haben das Recht auf Selbstverteidigung. Wenn man Bewegungen wie die Hamas mit einer glaubwürdigen Führung und politischen Zielen isoliert und angreift, um sie zu zerstören, ist die Alternative nicht Fatah, sondern gesteigerter Extremismus. Die Hamas ist eine nationale Befreiungsbewegung und begrenzt ihren Kampf daher auf die Palästinensergebiete. Wir kämpfen gegen Israel, haben aber keine Probleme mit Juden und greifen sie auch nicht irgendwo anders auf der Welt an. Wir sind gemäß internationalem Recht Freiheitskämpfer und keine Terroristen.


  ML: Viele Menschen in Deutschland verstehen nicht, warum aus dem Gazastreifen Raketen auf Israel abgefeuert werden. Können Sie zu den Hintergründen dieser Vorgehensweise Stellung nehmen?


  BN: Es ist unser Recht, uns gegen die Besatzungsmacht zu verteidigen. Wir haben 20 Jahre lang politische Verhandlungen geführt, doch das Ergebnis waren noch mehr Siedlungen, Verhaftungen, Landraub. Es waren fruchtlose Verhandlungen. Warum dürfen uns die Israelis von allen Seiten und mit allen erdenklichen Waffen angreifen? Die USA haben erklärt, daß die Zahl der getöteten Zivilisten in Gaza nicht akzeptabel sei. Welche Zahl wäre denn akzeptabel? Der politische Prozeß ist gescheitert. Führer wie Yassir Arafat, die Frieden in der Region herbeiführen wollten, wurden getötet. Welche Wahl haben die Palästinenser noch? Im Westjordanland gibt es mehr Checkpoints, Festnahmen, Konfiszierungen von Land, und die Siedler machen, was sie wollen. Sie bauen weiter, greifen Moscheen an, töten Kinder. Die Israelis wissen, wer das Kind in Bethlehem getötet hat. Es war ein Rabbi mit seinen drei Söhnen. Sie bezeichneten ihn als geisteskrank. Vor zehn Jahren stieg ein Israeli in einen Bus voller Palästinenser und begann, mit einer Pistole auf sie zu schießen. Einige junge Männer überwältigten und töteten ihn. Sie sitzen noch heute im Gefängnis. Das fand in Israel statt.


  Die Europäer geben Israel grünes Licht, weiter Massaker und Verbrechen zu verüben. Die Israelis manövrieren sich jedoch in eine Sackgasse. Sie glauben, mit militärischen Mitteln alles kontrollieren zu können. Sie werden scheitern und unser Land früher oder später verlassen. Das ist die Lehre der Geschichte. In Südafrika endete nach 400 Jahren die Apartheid. Sie werden gehen, und wenn sie es heute tun, haben sie eine Chance, friedlich in dieser Region zu leben. Wenn sie es nicht tun, müssen sie womöglich einen Preis für ihre Ideologie zahlen.


  Was die deutschen Medien betrifft, möchte ich abschließend sagen, daß wir nicht den Preis für deutsche oder europäische Verbrechen zahlen sollten. Wenn sie Verbrechen an Juden begangen haben, ist das nicht unser Problem. Sie müssen den Preis zahlen und das Problem lösen. Das darf nicht auf unsere Kosten geschehen. Es ist nicht akzeptabel, die heutigen Verbrechen der Israelis damit zu rechtfertigen, daß sie den Holocaust überlebt haben. Es ist nicht akzeptabel, daß heute Massaker verübt und Palästinenser in Ghettos gefangengehalten werden und das damit gerechtfertigt wird, daß Juden vor 70 Jahren Ghettos überlebt haben. Das ist nicht unsere Schuld. Wir können das nicht als Entschuldigung gelten lassen.


  ML: Dr. Naim, ich bedanke mich für dieses Gespräch.
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  NAHOST/1338: USA greifen wieder militärisch im Irak ein (SB)


  



  USA greifen wieder militärisch im Irak ein


  Obama ordnet Luftschläge gegen Al Baghdadis Islamischen Staat an


  



  Zweieinhalb Jahre nach dem Abzug der letzten amerikanischen Kampftruppen aus dem Irak greifen dort die USA zum ersten Mal wieder militärisch ein. Hintergrund der Aktion ist der Vormarsch der Armee des am 29. Juni von Abu Bakr Al Baghdadi ausgerufenen Khalifats Islamischer Staat (IS), die nach der Eroberung von Mossul, der zweitgrößten Stadt des Iraks, nun vor den Toren sowohl Bagdads als auch von Erbil, der Hauptstadt der autonomen Kurdenregion im Nordosten des Zweistromlands, steht. Bei der Bekanntgabe der neuen US-Militäroperation in einer Fernsehansprache am Abend des 7. August hat Präsident und Oberbefehlshaber Barack Obama erklärt, keine Bodentruppen in den Irak schicken zu wollen. Es stellt sich jedoch die Frage, wie begrenzte Luftangriffe der USA, welche die staatliche irakische Armee und die kurdischen Peschmergas unterstützen sollen, allein ausreichen sollen, um den Vormarsch der IS-Kämpfer zum Erliegen zu bringen.


  Obama hat die Notwendigkeit der neuen Militärmaßnahme zweifach begründet: erstens zum Schutz diplomatischen und militärischen Personals der USA in Erbil und zweitens zur Rettung Tausender Jesiden, die nach der Eroberung ihres Siedlungsgebietes um die Städte Sindschar und Zumar in der nordwestirakischen Provinz Nineveh vor wenigen Tagen aus Angst vor Greueltaten der IS-Dschihadisten in die nahegelegenen, unwirtlichen Berge geflüchtet waren und dort zu verhungern bzw. zu verdursten drohen. Gleich in der Nacht vom 7. auf den 8. August sollen US-Transportflugzeuge Wasser und Lebensmittel über dem Sindschar-Gebirge abgeworfen haben, während amerikanische Kampfjets IS-Stellungen in der Nähe von Erbil mit Bomben und Raketen angriffen. Die Transportflugzeuge kamen aus NATO-Basen in der Türkei. Die Kampfjets waren vom Flugzeugträger George H. W. Bush im Persischen Golf gestartet.


  An der "begrenzten" US-Militäroperation sind also bereits ein aus acht Schiffen bestehender Flugzeugträgerverband, achtzig Kampfjets und eine unbekannte Anzahl von Drohnenflugzeugen beteiligt. Da die Aktion mit Sicherheit nicht in ein Paar Tagen vorbei sein wird, dürfte sich das Pentagon bald zur Entsendung weiteren Bodenpersonals gezwungen sehen, das wiederum seinerseits Schutzbegleitung benötigen wird. Der unvermeidbaren Logik der Militäreskalation folgend, hat die Obama-Regierung, die nach dem Fall von Mossul im Juni 300 Militärberater nach Bagdad entsandt hatte, gleich am 8. August die Verteidigung der irakischen Hauptstadt zu einem Ziel der sich erweiternden Operation erklärt.


  Die USA hat das erneute Militärengagement im Irak mit der Forderung nach dem Rücktritt von Premierminister Nuri Al Maliki verbunden. Der seit 2006 amtierende Regierungschef sieht sich dem Vorwurf ausgesetzt, die wichtigsten Positionen im Staatswesen mit eigenen schiitischen Glaubensgenossen besetzt, die Sunniten an den gesellschaftlichen Rand gedrängt und somit zum Aufkommen des IS wesentlich beigetragen zu haben. Seit Wochen befinden sich die Abgeordneten des Parlaments in Bagdad auf der Suche nach einem Nachfolger für Maliki, der wiederum offenbar seinen Stuhl trotz Aufforderungen aus Washington, aus Teheran und sogar seitens des höchsten schiitischen Geistlichen des Iraks, Großajatollah Ali Sistani, nicht freiwillig räumen will. Doch die katastrophalen Niederlagen der irakischen Sicherheitskräfte der letzten Wochen haben das Ansehen Al Malikis, der auch Innen- und Verteidigungsminister des Iraks und somit für Polizei und Armee zuständig ist, irreparabel beschädigt. Seine Tage im Amt dürften gezählt sein.


  Für die ersten Angriffe der US-Luftwaffe auf IS-Positionen hat sich Massud Barsani, der Präsident des autonomen irakischen Kurdengebiets, der seit Monaten Washington um Waffenhilfe anflehte, ausdrücklich bei der Obama-Regierung bedankt. Über die neue Entwicklung dürften sich auch die Führungen der in Erbil ansässigen US-Ölunternehmen Chevron und Esso freuen, die am 7. August wegen der anrückenden IS-Einheiten mit der Evakuierung ihrer ausländischen Mitarbeiter begonnen hatten. Mit gemischten Gefühlen reagierten dagegen die Mitglieder der kurdischen Milizen PKK und YPG, die in den letzten Tagen zu Tausenden aus der Türkei respektive Syrien gekommen waren, um den irakischen Peschmergas im Kampf gegen die IS-Rebellenarmee beizustehen. Inzwischen sollen YPG-und PKK-Kämpfer mehr als 8.000 in das Sindschar-Gebirge geflüchteten Jesiden-Familien dabei geholfen haben, sich über die Grenze zu Syrien in die kurdische Enklave Rojava abzusetzen und sich - vorläufig zumindest - in Sicherheit zu bringen.


  In einem aufschlußreichen, bereits am 23. Juni bei der Onlinezeitung Al-Monitor erschienenen Interview hat Salih Muslim, der Kovorsitzende der kurdischen Partiyaq Yekitiya Demokrata (Partei der demokratischen Union - PYD), des politischen Arms der YPG, die Türkei bezichtigt, Al Baghdadis IS, der früher Islamischer Staat im Irak und Syrien (ISIS) hieß, heimlich zu unterstützen. Seit drei Jahren verteidigt die YPG die kurdischen Siedlungsgebiete in Syrien nahe der türkischen Grenze erfolgreich gegen die sunnitischen Salafisten. Muslim warf zudem den USA und den arabischen Golfstaaten vor, die militanten Gegner Bashar Al Assads ungeachtet ihres religiösen Fanatismus' mit Mengen an Waffen und Geld ausgestattet zu haben. Auch nach dem Fall von Mossul habe niemand aus der Türkei oder den USA die PYD kontaktiert, um einen gemeinsamen Kampf gegen den IS zu koordinieren, so Muslim. Offensichtlich wollen die USA und ihr NATO-Partner Türkei in Syrien und im Irak als Brandleger und Feuerwehr zugleich agieren.
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  SCHACH-SPHINX/05196: Dunkle Mondseite aller Künste (SB)


  



  Wie nennt man wohl einen Zug, der nicht nur excellent, von kraftvoller Geschmeidigkeit und dem ästhetischen Sinn schmeichelhaft ist, sondern als letzte Überzuckerung und höchste Wertschätzung auch noch mit traumatisierender Plötzlichkeit in die gegnerische Stellung hineinfährt? Nun, Savielly Tartakower nannte solch einen Zug "diabolisch", womit er der dunklen Mondseite aller Künste die Honneurs machte. Im heutigen Rätsel der Sphinx verdiente sich der unnachahmliche Richard Réti dies Prädikat mit einer kleinen Kombination, die eine furchtbare Wirkung auf die schwarze Stellung hatte, Wanderer.


  

  



  

  [image: SCHACH-SPHINX/05196: Dunkle Mondseite aller Künste (SB)]


  Réti - Bogoljubow

  New York 1924


  Auflösung letztes Sphinx-Rätsel:

  Die junge Armenierin stieß das Tor zum weißen König mit 1...Sf4xh3+! 2.g2xh3 La7xd4 3.c3xd4 Se5-f3+ 4.Kg1-h1 Dd8-d6 5.Se3-g4 f7-f5 6.Sg4-e5 Sf3xe5+ 7.Lf1-g2 Dd6xd5! 8.Dd1-f1 Se5-f3 9.Lg2xf3 Le4xf3+ 10.Kh1-g1 Tf8-f6 11.Lc1-f4 Tf6-g6+ auf und Weiß gab sich geschlagen.


  



  Erstveröffentlichung am 27. August 2001


  09.August 2014


  



  
    

    Copyright 2014 by MA-Verlag

    Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

    Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

    Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

    Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

    E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

    Internet: www.schattenblick.de
    

  


  

  

  

  



  

  Zurück zum Inhaltsverzeichnis

  

  



  [image: Schattenblick Logo]

  

  INFOPOOL / SPORT / BOXEN


  


  

  



  MELDUNG/1479: Als Zwischenmahlzeit kleine Brötchen (SB)


  

  



  Bob Arum träumt von einer Frühjahrsoffensive


  Miguel Cotto wird bei seinem nächsten Auftritt, der am 13. Dezember im New Yorker Madison Square Garden über die Bühne geht, nicht mit Saul "Canelo" Alvarez in den Ring steigen. Cottos Promoter Bob Arum schließt eine Verteidigung des WBC-Titels im Mittelgewicht gegen den Mexikaner zu diesem Zeitpunkt definitiv aus, da er dieses lukrative Duell im Frühjahr 2015 veranstalten möchte. Arum schwebt offenbar vor, die frische Popularität des Puertoricaners ausgiebig zu nutzen und das beim zahlungskräftigen Publikum hoch im Kurs stehende Duell mit Alvarez zu vertagen. Cotto, der schon in der Vergangenheit sehr beliebt war, hat sich durch den Sieg über Sergio Martinez an die Spitze katapultiert. Daß der Argentinier nach mehreren Operationen und einer langen verletzungsbedingten Pause körperlich eingeschränkt war, tat der Wahrnehmung keinen Abbruch, daß Cotto nun der weltbeste Boxer im Mittelgewicht sei. Wenngleich das niemand von sich behaupten kann, der nicht mit Gennadi Golowkin im Ring gestanden hat, bemißt sich die Gunst der US-amerikanischen Zuschauerschaft nun einmal häufig an anderen Kriterien.


  Halsbrecherisch mutet indessen an, daß Bob Arum das Duell zwischen Cotto und Alvarez augenscheinlich am 2. Mai veranstalten möchte und damit Floyd Mayweather den Kampf ansagt. Dieser pflegt seit geraumer Zeit in zeitlicher Nähe zum Feiertag Cinco de Mayo aufzutreten, der vor allem von den mexikanischen Einwanderern in den USA begangen wird. Da Mayweather regelmäßig Anfang Mai und Mitte September kämpft, um sich den Zuspruch des hispanischen Publikums zu sichern, gelten diese beiden Termine gewissermaßen als sein Terrain, das ihm niemand streitig macht. Ob Arum der Teufel seiner ewigen Feindschaft mit Mayweather reitet, sei dahingestellt. Erfolgversprechend wirkt es jedenfalls nicht, ausgerechnet mit dem herausragenden Quotenbringer des Bezahlfernsehens zu konkurrieren.


  Der Promoter hat diesbezügliche Bedenken schon vor einiger Zeit mit der Bemerkung vom Tisch gewischt, die Fans könnten dank neuer technischer Möglichkeiten problemlos zwei Kämpfe am selben Abend buchen und nacheinander sehen. Diese Erwägung läßt jedoch völlig außer acht, daß es sich nur wenige Zuschauer leisten können, rund 140 Dollar für zwei übertragene Boxveranstaltungen zu entrichten. Folglich läuft die von Arum angekündigte Konfrontation darauf hinaus, daß beide Seiten mit erheblichen Einbußen zu rechnen hätten. Wählt Mayweather einen namhaften Gegner aus, was zu erwarten ist, gräbt er mit Sicherheit Arum das Wasser ab. Wenngleich sich auch Saul Alvarez mit der Absicht trägt, die beiden mexikanischen Feiertage im Mai und September für Auftritte zu nutzen, droht doch ein solcher Machtkampf in die finanzielle Katastrophe zu münden. [1]


  Für Miguel Cottos Auftritt im Dezember ist Andy Lee im Gespräch, den der Verband WBO auf Platz acht seiner Rangliste führt. Während für den Puertoricaner 39 Siege und vier Niederlagen zu Buche stehen, hat der Ire 33 Kämpfe gewonnen und zwei verloren. Vielen Boxfans in den USA dürfte noch halbwegs in Erinnerung sein, daß Lee im Juni 2012 in El Paso gegen Julio Cesar Chavez jun. unterging. Wenngleich der Ire seit dieser Niederlage nicht gerade Bäume ausgerissen hat, brachte er sich doch im Juni wieder ins Gespräch. Er trat im Vorprogramm des vielbeachteten Kampfs zwischen Cotto und Martinez im Madison Square Garden gegen den Halbmittelgewichtler John Jackson an und lag nach Punkten im Rückstand, als er das Blatt durch K.o. in der fünften Runde wenden konnte.


  Der 30 Jahre alte Andy Lee könnte zumindest in New York zahlreiche irische Fans mobilisieren, was Miguel Cotto freilich im Grunde nicht nötig hat, da er den Madison Square Garden notfalls auch allein füllen kann. Schaden würde es aber nicht, wenn der Puertoricaner mit einem Gegner im Ring stünde, der zumindest in dieser Stadt über eine beträchtliche Anhängerschaft verfügt. Wie Lees Promoter Lou DiBella im Gespräch mit Dan Rafael vom Sender ESPN erklärte, verkaufe sein Boxer jede Menge Eintrittskarten. Er gehe mit Sicherheit davon aus, daß HBO grünes Licht gibt und der Madison Square Garden begeistert ist. Andy Lee freue sich darauf, gegen eine Legende anzutreten, und so stehe ein außergewöhnlicher Kampf mit offenem Ausgang zu erwarten.


  Daß Lou DiBella die Werbetrommel für sich und seinen Boxer nach Kräften rührt, ist ihm unbenommen. Die Mehrzahl der Fans dürfte jedoch seine Begeisterung nicht teilen, da die Konstellation überschaubar ist und der Ausgang des Kampfs absehbar anmutet. Für Miguel Cottos Zwischenetappe wird ein Gegner gesucht, der bekannt genug ist, um die Verkaufszahlen zu fördern, aber den großen Zahltag im Frühjahr nicht gefährden darf. Vom Restrisiko eines unvorhergesehenen Zwischenfalls abgesehen würde der Puertoricaner diesen Kampf sicher gewinnen. [2]


  Der Sender HBO dürfte seine Zustimmung geben, da die Alternative ein noch schwächerer Gegner wäre. Theoretisch könnte HBO natürlich auch auf Gennadi Golowkin als Kontrahenten bestehen. Der würde Cotto jedoch höchstwahrscheinlich auf eine Weise demontieren, die dessen geplanten Kampf gegen Saul Alvarez erheblich abwertet oder gar obsolet macht.


  

  Fußnoten:


  [1]http://www.boxingnews24.com/2014/08/arum-saving-canelo-vs-cotto-for-may-2015/#more-179979


  [2]http://www.boxingnews24.com/2014/08/dibella-miguel-cotto-vs-andy-lee-is-tremendous-fight/#more-179969
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  EUROPA/464: EU-Staaten setzen Verordnung für Holz und Holzerzeugnisse nicht um (DNR EU)


  



  Deutscher Naturschutzring (DNR)

  Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzverbände e.V.

  EU-Koordination


  EU-News - Donnerstag, 07. August 2014 / Naturschutz & Biodiversität


  EU-Staaten setzen Verordnung für Holz und Holzerzeugnisse nicht um


  



  Seit März 2013 gilt die EU-Verordnung für Holz und Holzerzeugnisse (EU Timber Regulation, EUTR), zwölf EU-Mitgliedsstaaten haben die Vorschriften aber noch nicht vollständig umgesetzt. Das zeigen aktuelle Daten der Europäischen Kommission.


  Die EUTR enthält Verbote für die Einführung von illegal geschlagenem Holz und Holzprodukten in den EU-Markt. Zudem gibt es eine Sorgfaltspflichtregelung, die Händlern aufträgt, Informationen zu ihren Einfuhrgeschäften offenzulegen. Das schließt auch Risikobewertungen ein, ob es sich bei der Einfuhr um illegal geschlagenes Holz handeln könnte. Gibt es dieses Risiko, muss der Lieferant überprüft werden.


  Ungarn, Malta, Spanien und Polen haben noch keine der drei Hauptpflichten umgesetzt. Zumindest Malta, Spanien und Polen arbeiten derzeit aber an der Benennung einer zuständigen Behörde, der Einführung von Sanktionen und der Entwicklung eines Kontrollsystems. Fünf weitere Staaten haben noch keine Sanktionen beschlossen.


  Umweltverbände kritisierten die Versäumnisse bei der Umsetzung der EUTR scharf. Greenpeace-Waldpolitikexperte Sebastien Risso forderte rechtliche Schritte gegen die Staaten, die die EUTR nicht einhalten. Außerdem müsse die Kommission auch die Wirksamkeit von Sanktionen überprüfen, diese seien in vielen EU-Ländern nämlich weder effektiv noch angemessen. So ergebe sich ein noch verheerenderes Bild der EUTR-Umsetzung in den Mitgliedstaaten, erklärte Risso weiter. [md]


  

  Tabelle "Scorecard"

  http://ec.europa.eu/environment/forests/pdf/scoreboard.pdf


  EUTR

  http://ec.europa.eu/environment/eutr2013/index_de.htm


  *


  Quelle:

  EU-News, 07.08.2014

  Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

  EU-Koordination

  Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

  E-Mail: eu-info@dnr.de

  Internet: www.eu-koordination.de


  



  veröffentlicht im Schattenblick zum 9. August 2014


  

  Zurück zum Inhaltsverzeichnis

  

  



  [image: Schattenblick Logo]

  

  INFOPOOL / UMWELT / INDUSTRIE

  



  EUROPA/463: Kohlekraftwerke - die dreckigsten dreißig (DNR EU)


  



  Deutscher Naturschutzring (DNR)

  Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzverbände e.V.

  EU-Koordination


  EU-News - Donnerstag, 07. August 2014 / Klima & Energie


  Kohlekraftwerke: die dreckigsten dreißig


  



  Zusammen mit dem Climate Action Network Europe (CAN), dem WWF, der Health and Environment Alliance (HEAL) und der Klima-Allianz Deutschland veröffentlichte das European Environmental Bureau (EEB) im Juli eine Liste der 30 dreckigsten Kohlekraftwerke in der EU.


  In dem Ranking der 30 größten CO2-Verschmutzer sind vier der fünf schädlichsten Kohlekraftwerke auf deutschem Boden. Insgesamt 9 der 30 schmutzigsten Kraftwerke stehen in Deutschland. Auch durch Luftverunreinigung entstehende gesundheitliche Probleme sind Teil des Berichts. "Jedes der großen Kohlekraftwerke in Europa ist für Hunderte Millionen Euro Gesundheitskosten verantwortlich", sagte Julia Huscher, Kohleexpertin bei HEAL.


  Das EEB fordert angesichts dieser Zahlen einen schnellen Ausstieg aus der Kohleverstromung ? denn diese untergrabe alle Bemühungen im Kampf gegen den Klimawandel. Trotz des Ausbaus der erneuerbaren Energien sei auch der Kohlestromanteil in der EU weiter gestiegen - und damit auch die CO2-Emissionen. In Deutschland boomt die Kohle wie seit 1990 nicht mehr. Das liegt vor allem am Preisverfall im europäischen Emissionshandel: Kohleverstromung ist billig und effiziente Gaskraftwerke stehen still. [md, dh]


  

  Europe's Dirty 30

  http://www.eeb.org/EEB/?LinkServID=A7F3AD11-5056-B741-DB84C2509060399B


  *


  Quelle:

  EU-News, 07.08.2014

  Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

  EU-Koordination

  Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

  E-Mail: eu-info@dnr.de

  Internet: www.eu-koordination.de
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  CHEMIE/301: Neonicotinoide - Nicht nur Bienen sterben (DNR EU)


  



  Deutscher Naturschutzring (DNR)

  Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzverbände e.V.

  EU-Koordination


  EU-News - Donnerstag, 07. August 2014 / Landwirtschaft & Gentechnik


  Neonicotinoide: Nicht nur Bienen sterben


  



  Neonicotinoide gelten als Ursache des Bienensterbens. Eine niederländische Studie zeigt jetzt auf, dass die Insektizide auch für den Verlust von Feldvögeln verantwortlich sind.


  Laut der Studie sank die Zahl die Vogelpopulationen in den Gegenden am stärksten, in denen die Verseuchung durch Neonicotinoide am höchsten war. Stare, Spatzen und Schwalben waren besonsers betroffen.


  Mindestens 95 Prozent der Neonicotinoide, die eigentlich nur für das Bespritzen von Kulturpflanzen gedacht sind, waren weit über die Felder hinaus nachweisbar und töteten auch dort Insekten. Fehlende Insekten wiederum entzieht den Feldvögeln die Nahrungsgrundlage. [dh,Quelle: UWD]


  

  Quelle: EU-Umweltbüro Österreich

  http://www.eu-umweltbuero.at/cgi-bin/neu/cont.pl?contentart=eunews&id=4683


  *


  Quelle:

  EU-News, 07.08.2014

  Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

  EU-Koordination

  Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

  E-Mail: eu-info@dnr.de

  Internet: www.eu-koordination.de
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  EUROPA/058: Biodiversität braucht komplexes Management (DNR EU)


  



  Deutscher Naturschutzring (DNR)

  Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzverbände e.V.

  EU-Koordination


  EU-News - Donnerstag, 07. August 2014 / Naturschutz & Biodiversität


  Biodiversität braucht komplexes Management


  



  Wie können der Schutz der Biodiversität und eine nachhaltige sozioökonomische Entwicklung in Natura-2000-Schutzgebieten miteinander verbunden werden? Diese Frage haben ForscherInnen im Auftrag der EU-Kommission bearbeitet und ein System zur Bewertung von Managementplänen für Natura-2000-Schutzgebiete veröffentlicht.


  Das Natura-2000-Netzwerk ist ein Netz von Schutzgebieten, das in der EU nach Vorgaben der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (FFH-Richtlinie) errichtet wird. Die WissenschaftlerInnen haben den Grad der biologischen Vielfalt und der menschlichen Eingriffe anhand von Daten über bestehende Schutzgebiete bestimmt und vier Kategorien von Schutzgebieten erstellt, anhand derer sie Gebiete in Italien klassifiziert haben. In der ersten Gruppe, in die mehr als die Hälfte der untersuchten Schutzgebiete fallen, gibt es eine überdurchschnittlich hohe Biodiversität und überdurchschnittliche Auswirkungen durch menschliche Aktivitäten. Laut den ForscherInnen haben Schutzgebiete dieser Gruppe den höchsten Bedarf an Managementplänen, die sozioökonomische Entwicklungen und Schutzmaßnahmen integrieren. Gebiete der zweiten Gruppe weisen eine hohe Biodiversität und geringe menschliche Eingriffe, der dritten Gruppe eine geringe Biodiversität und wenige Eingriffe und der vierten Gruppe eine geringe Biodiversität und viele Eingriffe auf. Laut den ForscherInnen reichen für Schutzgebiete der letzten beiden Gruppen Managementpläne aus, die Schutzmaßnahmen ohne die Integration sozioökonomischer Entwicklungen durchführen.


  Diese Methode soll EntscheidungsträgerInnen helfen, die optimalen Managementpläne für jeweilige Schutzgebiete anzuwenden. In der FFH-Richtlinie gelten Managementpläne als wichtige Werkzeuge, um Schutzmaßnahmen in Natura 2000-Gebieten umzusetzen.


  Zudem hat die Kommission ein Handbuch über die Finanzierungsmöglichkeiten von Natura-2000-Projekten für die Förderperiode von 2014 bis 2020 veröffentlicht. [ej]


  

  Mitteilung der Kommission

  http://ec.europa.eu/environment/integration/research/newsalert/pdf/381na6_en.pdf


  Natura-2000-Finanzierungshandbuch Teil 1

  http://ec.europa.eu/environment/nature/natura2000/financing/docs/Natura2000financingHandbook_part%201.pdf


  Natura-2000-Finanzierungshandbuch Teil 2

  http://www.eu-koordination.de/Teil2%20http:/ec.europa.eu/environment/nature/natura2000/financing/docs/Natura2000financingHandbook_part2.pdf


  *


  Quelle:

  EU-News, 07.08.2014

  Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

  EU-Koordination

  Marienstraße 19-20, 10117 Berlin
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  Internet: www.eu-koordination.de
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  INFOPOOL / UMWELT / MEINUNGEN

  



  STANDPUNKT/600: 250ster Sonntagsspaziergang in Gorleben (BI Lüchow-Dannenberg)


  



  Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg e.V. - Pressemitteilung vom 8. August 2014


  250ster Sonntagsspaziergang in Gorleben


  BI: Weitere Institution im Kampf gegen die Endlagerpläne


  



  Am 10. August ist es soweit: zum 250sten Mal wird das "Erkundungsbergwerk Gorleben" an einem Sonntag umrundet. Der "Sonntagsspaziergang" hat sich - ähnlich wie das anschließende Gorlebener Gebet - zu einer Institution entwickelt. Denn jeden Sonntag umrunden Atomkraftgegner_innen die festungsähnlichen Mauern des sogenannten Erkundungsbergwerks aus Protest dagegen, dass an Gorleben als atomares Endlager trotz aller geologischen Mängel festgehalten wird.


  "Es gibt die 'große Politik' in Berlin, aber es gibt auch die Beharrlichkeit der Gorleben-Gegner_innen. Das Entsetzen über das Versagen der Politik bei dem angeblichen Neustart der Endlagersuche wird groß sein", prophezeit die Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg (BI). In einer solchen Warteschleife - während der Debatte innerhalb der Endlagerkommission - sei es wichtig, dass jeden Sonntag Menschen demonstrieren, weil sie kein Vertrauen in die große Politik haben, die verspricht, die Endlagersuche neu zu starten, betont BI-Sprecher Wolfgang Ehmke.


  Wenn am kommenden Sonntag um 13 Uhr die Spaziergänger_innen zu ihrem Rundgang starten und im Anschluss an der Undine-von-Blottnitz-Schutzhütte Platz nehmen, erwartet sie Kaffee und Kuchen, der vom Frauenkreis der Kirchengemeinde Küsten gespendet wird. Im lockeren Gesprächskreis werden BI-Vorständler informieren, denn schon am 4. September wird die Bundesumweltministerin Barbara Hendricks im Wendland zu Gast sein.


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung, 08.08.2014

  Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg e.V.

  Rosenstr. 20, 29439 Lüchow

  Tel. 05841/46 84, Fax: 05841/31 97

  E-Mail: buero[at]bi-luechow-dannenberg.de

  Internet: www.bi-luechow-dannenberg.de
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  AKTIONSTAGE/646: Countdown läuft - Bald startet die Batnight 2014 (NABU RP)


  



  NABU Landesverband Rheinland-Pfalz - 7. August 2014


  Auch dieses Jahr lädt der NABU wieder zu vielen Veranstaltungen rund um die Fledermaus ein


  



  Wie jedes Jahr, findet auch in diesem August wieder die Batnight, die Internationale Nacht der Fledermäuse, statt. Traditionell werden dazu, am letzten Wochenende im August, mehrere hundert Fledermaus-Veranstaltungen auf der ganzen Welt angeboten. Schon zum 18.Mal organisiert der NABU das Event in Deutschland, das vom Europäischen Büro für Fledermausschutz EUROBATS veranstaltet wird. Auch in Rheinland-Pfalz beteiligen sich wieder viele NABU-Gruppen mit Exkursionen und Festen zur Batnight 2014. Veranstaltungen in der Nähe und die genauen Termine kann man unter www.batnight.de oder auf www.nabu-rlp.de erfahren.


  Die Hauptveranstaltung des NABU Rheinland-Pfalz findet auch dieses Jahr wieder im Mayener Grubenfeld statt. Am Samstag, den 30. August öffnet der NABU gemeinsam mit der Stadt Mayen nun schon zum 8. Mal die Tore zum größten Winterquartier Deutschlands. Hier kann man dann in den Abendstunden die faszinierenden Tiere auch live beobachten. Ab 17:00 Uhr wird bei einem umfangreichen Programm in der Terra Vulcania für Kinder und Erwachsene allerhand zum Thema Fledermäuse und der Entstehungsgeschichte des bedeutenden Winterquartiers geboten: Bei einer Zeitreise durch 7.000 Jahre Bergbaugeschichte kann man bei Führungen die verschieden Nutzungsformen des Grubenfeldes besichtigen und schließlich in der Ausstellung "Steinzeiten" selbst zum Bergarbeiter werden. Die jüngeren Fledermausfans können unter anderem ihre eigene Fledermaus basteln, oder sich beim Kinderschminken selbst in eine verwandeln. Dr. Andreas Kiefer berichtet in einem Fachvortrag für Erwachsene über die faszinierende Welt der Fledermäuse. Parallel hierzu erfolgt ein kindgerechter Vortrag von Manfred Braun (SGD Nord). Der krönende Abschluss ist die Wanderung zum Mayko-Bierkeller, vor dem die Fledermäuse dann live beim Schwärmen beobachtet werden können. Dies kann man im Mayener Grubenfeld besonders gut, denn über mehrere Wochen hinweg treffen sich hier zehntausende Fledermäuse zum Schwärmen. Gerade während des Spätsommers ist dann vor den Stollen, die auch der Überwinterung dienen, allerhand Flugverkehr. Denn nachdem unsere heimischen Fledermäuse die Aufzucht der Jungtiere abgeschlossen haben, verlassen die Weibchen mit ihrem Nachwuchs nach und nach die Sommerquartiere, um zu den Schwarm- und Winterquartieren aufzubrechen. Während dieser Zeit zeigen die Mütter aber nicht nur ihren Jungtieren die möglichen Überwinterungsplätze, sie treffen sich auch wieder mit den männlichen Fledermäusen und es beginnt die Paarungszeit.


  Beginn der Batnight in Mayen ist 17:00 Uhr

  Ort: Vulkanpark-Informationszentrum Terra Vulcania,

  An den Mühlsteinen 7 in Mayen


  Weitere Informationen zum Programm unter

  www.nabu-mayener-grubenfeld.de


  Der Eintritt zur Batnight beträgt für Erwachsene 2 und für Kinder 1 Euro. Auf festes Schuhwerk und dem Wetter angepasste Kleidung ist zu achten. Vor dem Bierkeller ist es immer kühl (8°C), also sollte auch warme Kleidung mitgebracht werden und natürlich die Taschenlampen nicht vergessen.


  *


  Quelle:

  NABU Rheinland-Pfalz 18/14, 07.08.2014

  Frauenlobstraße 15-19, 55118 Mainz

  Telefon: 06133/507 988, Fax: 06133/507 989

  E-Mail: Kontakt@NABU-RLP.de

  Internet: www.NABU-RLP.de
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  DEUTSCH - BACKEN/066: Butterkuchen (SB)


  



  Butterkuchen


  



  [image: Ein Stück Butterkuchen mit Mandelscheiben - Foto: © 2014 by Schattenblick]


  Foto: © 2014 by Schattenblick

  



  Butterkuchen, regional auch Zucker-, Tee- oder Platenkuchen genannt, ist der Klassiker unter den Hefekuchen. Sein feiner Geschmack erfreute schon Generationen. Da er immer wieder gern auf Familienfesten, von Kindstaufe über Hochzeit bis hin zur Beerdigung serviert wird, nennt man ihn in Norddeutschland bisweilen auch "Freud- und Leid-Kuchen". Vermutlich im ländlichen Milieu erfunden, besteht er aus dem, was der Bauernhof bietet: gute Butter, Sahne, Milch und Weizenmehl. In folgendem Rezept wird er mit etwas Zimt und Mandelscheiben veredelt:


  ZUTATEN (für ein Backblech)


  Für den Teig:


  500g Weizenmehl

  40g Hefe

  60g Zucker

  ca. 200 ml Milch

  100g Butter (Zimmertemperatur)

  1Prise Salz

  1Ei


  für den Belag:


  200g kalte Butter

  60g Mandelblättchen

  180g Zucker

  1Teel. Zimtpulver


  Das Mehl in eine Teigschüssel sieben und eine Mulde hineindrücken. Die Hefe in 125 ml lauwarmer Milch auflösen und die Hefeflüssigkeit hineingießen. Wenig Zucker zugeben und mit dem Finger etwas Mehl vom Rand mit der Flüssigkeit vermengen. Diesen Vorteig eine Viertelstunde gehen lassen. Derweil die kalte Butter in kleine Stücke schneiden und diese wieder in den Kühlschrank stellen. Nun die für den Teig vorgesehenen 100 g Butter, ein Ei, eine Prise Salz, 60 g Zucker und die restliche Milch mit dem Vorteig verkneten, bis der Teig eine homogene Konsistenz hat und sich vom Schüsselboden löst (ggf. noch etwas Mehl oder handwarme Milch ergänzen). 30 Minuten an einem warmen, zugfreien Ort gehen lassen.


  Anschließend den Teig mit wenig Mehl ausrollen und auf ein mit Backpapier ausgelegtes Backblech geben. Mit den Fingerspitzen kleine Mulden in die Teigfläche drücken. Die vorbereiteten Butterstückchen hineingeben. Dann alles gleichmäßig mit Mandelblättchen und der Zucker-Zimt-Mischung bestreuen. Im vorgeheizten Backofen bei 200° Grad goldbraun backen.


  Damit das feine Butter- und Mandelaroma zur vollen Entfaltung kommt, empfiehlt es sich, den Butterkuchen noch leicht erwärmt zu servieren.


  9.August 2014
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  ERSTAUFLAGE/760: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 2764 (SB)


  



  Christian Montillon


  Rendezvous in Larhatoon


  Perry-Rhodan-Heft Nr. 2764


  



  Reginald Bull und Gucky sind mit dem modernsten Schiff der Menschheit, der RAS TSCHUBAI, auf der Suche nach Perry Rhodan bis in die Larengalaxis Larhatoon vorgestoßen. Doch wie sollen sie ihn dort finden? Die Besatzung ortet unablässig und fängt Funksprüche auf. Positronisch unterstützt werten Hunderte von Leuten Millionen von Nachrichten aus und vergleichen sie mit Daten, die das Außenteam im Sternenportal AIKKAUD gesammelt hat. Ein Team aus Analysten versucht einen Weg durch den Dschungel an Informationen zu finden und das Relevante herauszufiltern. Irgendwo muß es in der Informationsschwemme eine Auffälligkeit geben, etwas Bemerkenswertes, ein unwirkliches Detail, das eine Manipulation vermuten läßt, die wiederum möglicherweise auf Perry Rhodan hinweist.


  Gucky empfängt im Schlaf die Morsesignale SOS PR - ein Hilferuf Perry Rhodans. Doch woher ist diese Botschaft gekommen? Um das herauszufinden, legt er sich unter der SEMT-Haube, die mit dem Bordrechner ANANSI verbunden ist und Bilder seiner Träume auffangen kann, schlafen. Doch die Impulse sind zu schwach. Gucky braucht Verstärkung, wofür am Besten die tefrodische Mutantin Toio Zindher geeignet ist, die Lebensenergie sehen kann. Für sie strahlt ein Zellaktivator so hell wie ein Leuchtfeuer. Sie ist, weil sie am Mord an Ronald Tekener beteiligt war und dafür gesorgt hat, daß Perry Rhodan und Bostich vom Atopische Tribunal zu 500 Jahren Haft verurteilt werden konnten, als Gefangene mit an Bord, verweigert jedoch jegliche Zusammenarbeit.


  Gucky könnte mit der bloßen Berührung Toio Zindhers Paragabe an sich reißen und sie dabei töten. Doch er ist kein Mörder. Und Toio Zindher weiß das. Gegen die Bewilligung von Hafterleichterungen, das heißt einen größeren Bewegungsfreiraum, ist die Mutantin bereit, Gucky zu unterstützen. Die beiden bilden einen Parablock, bei dem sie sich berühren müssen. Toio Zindher muß Gucky dabei das Vertrauen entgegenbringen, daß er sie nicht tötet. Der hat seine Gabe mittlerweile unter Kontrolle, so daß er keinen Mutanten mehr versehentlich tötet, wenn er ihn berührt.


  In dem Parablock verbinden sich ihre Kräfte - die Vitaltelepathie von Toio Zindher und die bildliche Telepathie von Gucky. Sie können die inneren Bilder des jeweils anderen sehen, müssen aber das Gedanken-Heer der RAS TSCHUBAI-Besatzung überwinden, um in den Kosmos horchen zu können, was nicht so einfach ist. Als sie dann aber die mentale Botschaft der Vidriten auffangen, können sie sie zu ihrem Ursprung zurückverfolgen.


  Die vor einiger Zeit erfolgte Zerstörung des onryonischen Schiffes OUKEVOY über Vi, dem Heimatplaneten der Vidriten, hat die Aufmerksamkeit des onryonischen Kommandanten Tullcor Stoynneri geweckt. Wenn die Proto-Hetosten, die larische Rebellenorganisation, plötzlich über einem vollkommen unbedeutenden Planeten auftaucht, muß da ein Geheimnis dahinter stecken. Er ist geradezu besessen davon, dieses Geheimnis zu lüften.


  Die Vidriten verfügen über ein sonderbares, einzigartiges Kontaktmedium. Einen Rundruf, der wesentlich mehr leistet, als ein gewöhnlicher Hypersender. Die Mechanik dieses Senders wird auf der Psi-Ebene verstärkt und verändert. Es ist ein paramechanischer Sternruf, der in der ganzen Galaxis zu hören ist. Die unter Tullcor Stoynneris Leitung stehenden Onryonen haben gemerkt, daß diesem vidritschen mentalen Rundruf eine Signalfolge hinzugefügt worden ist. Tullcor Stoynneri beschließt, den Vhemej, das Regierungsoberhaupt der Vidriten, aufzusuchen, um von ihm eine Erklärung für diese Änderung zu verlangen.


  Die Vidriten stehen den Onryonen mißtrauisch gegenüber. Um sie sich gefügiger zu machen, läßt Tullcor Stoynneri einen beliebigen Vidriten, der nicht so schnell vermißt wird, entführen und untersuchen. Man will an ihm Experimente durchführen, um ein Wahrheitsserum zu entwickeln, das die Vidriten aussagewillig stimmt. Doch dieser Vidrite stirbt vor Angst.


  Die RAS TSCHUBAI, die der Spur des mentalen Rufes folgt, kommt in dem Moment im Pethpar-System über dem Planeten Vi heraus, als die Onryonen gerade dort landen. Dem Funkverkehr zwischen den acht Schiffen des onryonischen Verbandes kann man auf der RAS TSCHUBAI entnehmen, daß Tullcor Stoynneri, Gesamtleiter dieser onryonischen Aktion, glaubt, daß entweder die Vidriten oder die Proto-Hetosten, denen man die Zerstörung der OUKEVOY zuschreibt, ein Geheimnis hüten. Dies wird an Bord der RAS TSCHUBAI als ein Hinweis auf Perry Rhodan gewertet. Offensichtlich war er hier aufgetaucht und hat auf rätselhafte Weise eine Botschaft in die Galaxis geschickt, um die Terraner, die auf der Suche nach ihm sind, nach Vi zu locken.


  An Bord eines LAURIN-Begleitboots fliegt ein Einsatzteam aus Gucky, dem Venus-Team, Icho Tolot, dem jungen Haluter Avan Tacrol, sowie dem TARA-Meister Bannatyne Campbell und Toio Zindher auf den Planeten.


  Die LAURIN-Beiboote sind auf Tarnung optimiert und können sich nahezu überall einschleichen, ohne entdeckt zu werden. Sie verfügen über Eigenemissions-Absorber, einen Hpertaster-Deflektor, den Schattenmodus eines Paros-Schirms und einen Librationstarner. Die LAURIN II kann unentdeckt an den onryonischen Schiffen vorbei auf Vi landen, wo sie sich unter ihren Deflektorschirmen verbirgt.


  Die Onryonen haben in den Regierungsräumen des Vhemej Spionagedronen installiert und beobachten, was dort gesprochen wird. Gucky und das Venusteam, die sich mit Vidriten-Masken ausgestattet haben, nähern sich als vidritische Familie getarnt ebenfalls dem Regierungsgebäude, in dem sie auf Antworten zu stoßen hoffen. Icho Tolot, Avan Tacrol, Bannatyne Campbell und Toio Zindher bleiben auf der LAURIN II zurück.


  Gucky, der mit seiner neuen Gabe der telepathischen Bilderschau espert, stößt auf ein Wesen, das anders denkt als die Vidriten. Es will vor allem Spaß haben und denkt an vergangene Abenteuer, in denen jemand einen Arm verloren hat, der ihm dann wieder nachgewachsen ist. Es ist der Benetah Neacue, der plötzlich an Gaumarol da Bostich denkt, was Gucky sofort aufhorchen läßt. Er folgt der Spur dieses Neacue und landet in einem Raum, in dem sich zwei Vidriten unterhalten. Die Frau trägt eine Halskette und wundert sich doch sehr, als diese plötzlich lebendig wird, als das vermeintliche Vidritenkind wissen will, wo Neacue sei.


  Neacue erzählt bereitwillig, was er über Perry Rhodan und Bostich weiß. Niemand ahnt, daß die Onryonen das ganze Gespräch mithören können. Bei den Namen Rhodan und Bostich schrillen bei Tullcor Stoynneri sofort die Alarmglocken. Und als Neacue dann auch noch erwähnt, daß Bostich auf dem Zentralschiff der drei Lucbarni, mit denen Perry Rhodan auf Vi gelandet ist zurückgeblieben war, und daß diese verletzt in einer Klinik liegen, reagieren die Onryonen sofort und lassen diese Klinik stürmen. Zu spät hat das Venus-Team die Spionagesonden in den Räumen entdeckt. Gucky gibt Icho Tolot sofort Bescheid, der sich mit Avan Tacrol ebenfalls auf den Weg zur Klinik macht. Sie liefern sich mit den Onryonen einen Wettlauf um die Zeit. Die TARA-X-T-Roboter sind ebenfalls von der Partie. 12.000 würfelförmige Kleinmodule von fünfzig Zentimeter Kantenlänge, jedes mit der Funktion eines VARIO-1000-Roboters ausgestattet bauen ihre Schutzschirme auf und fahren ihre Arm- und Beintentakel aus. Unzählige winzige Deflektorschirme werden aktiviert. Die 12.000 unsichtbaren Angreifer sind jeweils von 110 Kleindrohnen eingehüllt. Das sind weit über eine Million Einheiten, von denen Zehntausende ausschwärmen und sich als zerstörerischer kybernetischer Staub auf die onryonischen Kampfroboter senken, die ihm Nu erstarren, aufblitzen und abstürzen.


  Gucky und das Venusteam holen die Lucbarni aus dem Krankenhaus heraus, in dem sie ohnehin nicht angemessen behandelt werden konnten, weil die technisch nicht weit entwickelten Vindriten nicht auf die medizinische Versorgung von Fremdwesen eingestellt sind. Auch Tullcor Stoynneri ist bereits zur Stelle. Er kann die RAS TSCHUBAI zwar nicht mehr aufhalten, wird aber er auf jeden Fall melden, was sich zugetragen hat. Doch dem schiebt Neacue, der auf Vi zurückbleiben will, einen Riegel vor. Er verändert die Erinnerung der Onryonen. Tullcor Stoynneri findet plötzlich seine Stellvertreterin, die er bisher verabscheut hatte, so attraktiv, daß er mit ihr eine Familie gründen will.


  Die RAS TSCHUBAI wird die drei Lucbarni zu ihrem Volk zurückbringen, mit dem Reginald Bull hofft, freundschaftliche Kontakte knüpfen zu können, um sie als Verbündete gegen das Atopische Tribunal zu gewinnen. Falls Bostich jedoch noch bei den Lucbarni sein sollte, wird er ihn nicht mit auf die RAS TSCHUBAI nehmen. Reginald Bull haßt den arkonidischen Imperator bis aufs Blut, weil dieser ihn einstmals der infiniten Todesstrafe ausgesetzt hatte, einer Folter, bei der das Opfer mehrfach getötet und wiederbelebt wird.


  9.August 2014
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